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STÄDTE- UND GEMEINDERAT ist die einzige unabhängige
und ebenso die meistgelesene Fachzeitschrift für Kom-
munal- und landespolitik in Nordrhein-Westfalen. Sie
führt kommunale Wissenschaft und Praxis, Kommunal-
recht und Kommunalpolitik zusammen. Die Zeitschrift hat
sich als Diskussionsforum für neue Entwicklungen in der
kommunalen Welt einen Namen gemacht.

Die 1946 erstmals verlegte Fachzeitschrift Städte- und

Gemeinderat ist das offizielle Organ des Städte- und Ge-
meindebundes Nordrhein-Westfalen. Als Spitzenverband
kreisangehöriger Städte und Gemeinden repräsentiert
dieser rund 9 Mio. Bürger und Bürgerinnen sowie 86 
Prozent der Ratsmitglieder in Nordrhein-Westfalen.

Städte- und Gemeinderat enthält monatlich aktuelle 
Informationen aus den zentralen Interessengebieten der
Kommunalpolitiker und Verwaltungsbeamten:

• Finanzen, Wirtschaft, Soziales, Schule und Kultur
• Verwaltungsfragen und Neue Steuerung
• Kommunalrecht
• Kommunale Wirtschaftsunternehmen
• Tourismus und Freizeit

Darüber hinaus enthält Städte- und Gemeinderat Sonder-
seiten, die überregional über Produkte und Neuheiten für
den kommunalen Markt informieren. Der leser erhält so-
mit einen Überblick über Aktuelles aus den Bereichen:

• Bürokommunikation
• Umweltschutz
• Nutzfahrzeuge im öffentlichen Dienst
• Müll- und Abfallbeseitigung
• Verkehrswesen
• landschaftspflege
• Wohnungswesen, Städtebau
• Freizeitanlagen, öffentliche Schwimmbäder
• Kommunale Energieversorgung
• Kreditwesen
• Raumplanung
• Krankenhausbedarf

Mit Städte- und Gemeinderat sind Sie 
abonniert auf Branchen-Information.

Schicken Sie den ausgefüllten Antwortcoupon an  
Frau Becker, Städte- und Gemeindebund NRW,
Kaiserswerther Straße 199-201, 40474 Düsseldorf

Wenn es schneller gehen soll, faxen Sie uns den 
unterschriebenen Coupon:

FAX: 02 11/45 87-292

Ja, ich möchte Städte- und Gemeinderat (inkl. Online-MITTEIlUNGEN) kennenlernen!

Bitte senden Sie mir die nächsten drei Aus gaben zum Vorzugspreis von nur € 10,25
(inkl. MwSt. und Versand). Die lie ferung  endet mit Zustellung des dritten Heftes und

geht nicht automatisch in ein Jahres abonnement über.

Ja, ich kenne Städte- und Gemeinderat bereits und möchte die Zeitschrift (10 Ausgaben)

im günstigen Jahresabonnement (€ 78,- inkl. MwSt. und Versand) bestellen.

Vertrauens-Garantie: Das Abo können Sie innerhalb von 10 Tagen nach  Absendung des Bestell coupons 
schriftlich bei Frau Becker, Städte- und Gemeindebund NRW, Kaiserswerther Straße 199-201, 40474 Düsseldorf,
widerrufen. Rechtzeitige Absendung genügt!
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Die Fachzeitschrift für Kommunal- und
Landespolitik in Nordrhein-Westfalen

Dr. Bernd Jürgen Schneider
Hauptgeschäftsführer StGB NRW

Mein persönliches 
Schlagloch
Jedes Frühjahr beginnt das große Schlaglochzählen. Wo ist

diesmal die Asphaltdecke aufgeplatzt? Warum kommt der

Reparaturtrupp nicht in meine Straße? An Wissen, wo etwas

repariert werden muss, fehlt es meist nicht - vor allem in

Zeiten der Smartphone-Mängelmelder. Aber an Geld, die

Straßen soweit herzurichten, dass nicht jede Frostnacht

hässliche Narben hinterlässt.

Brückensperrungen, Geschwindigkeitsbeschränkungen und

zeitraubende Umwege führen drastisch vor Augen, dass 

unsere Verkehrsinfrastruktur heruntergewirtschaftet ist. Es

ist müßig zu fragen, wer daran Schuld trägt. Viele Faktoren

wirken zusammen: die globalisierte Wirtschaft, die immer

mehr Verkehr produziert, die gestiegene Mobilität der 

Menschen, die in der Freizeit unterwegs sein wollen, aber

auch mangelnde Vorsorge, was Reparatur und Sanierung

des Straßen- und Schienennetzes angeht. 

Nun gilt es nach vorn zu schauen. Das bisherige 

Finanzierungssystem - jede staatliche oder kommunale 

Ebene kümmert sich um die eigenen Straßen - wird den 

Aufgaben nicht mehr gerecht. Schließlich bilden alle Wege

ein Netz mit vielfältiger Abhängigkeit. Wir brauchen also

mehr Ressourcen und neue Regeln zur Verteilung der Mittel.

Stichwort Verursacherprinzip: Wer die Straßen stärker 

belastet, soll dafür mehr bezahlen. Dies ist das Prinzip der

Lkw-Maut, die sich bewährt hat und ordentlich Einnahmen

bringt. Diese Struktur muss nun erweitert werden. Die 

ersten Schritte sind getan mit der Einbeziehung leichterer

Lkw ab 7,5 Tonnen sowie einiger Bundesstraßen, die gern 

als Ausweichroute zur Vermeidung von Autobahn-

Mautstrecken genutzt werden.

Die kommunalen Straßen machen den weitaus größten Teil

des Straßennetzes aus. Hier entsteht jeder Verkehr, und hier

führt er hin. Daher dürfen die Städte und Gemeinden bei der

Instandhaltung ihres Verkehrsnetzes nicht länger allein 

gelassen werden. Es muss mehr Geld aus einem 

gemeinsamen Topf für Verkehrswege-Instandhaltung direkt

an die Kommunen fließen. Sonst brauchen wir uns in 

wenigen Jahren nur noch mit dem ruhenden Verkehr, nicht

mehr mit  dem rollenden Verkehr beschäftigen - mit 

verhängnisvollen Folgen für die Volkswirtschaft. 

All dies ist nicht neu. Aber oft gelangen zentrale Erkenntnisse

erst auf Umwegen in die Köpfe der Verantwortlichen. So 

etwa bei der jüngsten Studie der Bertelsmann Stiftung zu

den Sozialkosten. Darin steht klar und deutlich, dass der

überbordende Anteil an Sozialausgaben die NRW-Kommunen

in die Knie zwingt. Weisen wir nicht schon seit Jahren darauf

hin?

EDITORIAL
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BÜCHER UND MEDIEN / INHALT

lwl-Museumstour 2015/2016
Entdeckungsreise durch alle 17 Museen des LWL,
hrsg. v. Landschaftsverband Westfalen-Lippe (LWL),
21 x 21 cm, 92 S., zu bestellen oder im Internet 
herunterzuladen unter www.lwl.org oder 
www.lwl-museumstour.de 

„Die sieben Todsünden“, „Aberglaube“, „Leben
in der Dunkelheit“ und „Wildes Westfalen“ - dies
und mehr bieten die Museen des Landschafts-

verbandes Westfalen-Lippe (LWL) in der neuen Museumssaison. In der
Broschüre finden sich Informationen zu allen Sonderausstellungen
und Veranstaltungen der 17 LWL-Institute. Darüber hinaus gibt es Aus-
flugstipps und Vorschläge für Kreativseminare. Für sehbehinderte
Menschen steht die lwl-museumstour als Hörbuch zur Verfügung.

Datenschutz und Informationsfreiheit
Bericht 2015, hrsg. v. Landesbeauftragten für Datenschutz und Informati-
onsfreiheit Nordrhein-Westfalen, A 5, 156 S.,
zu bestellen oder im Internet herunterzula-
den unter www.ldi.nrw.de/ 

In dem Bericht informiert der Landesbe-
auftragte für Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit Nordrhein-Westfalen über
seine Tätigkeit und die Entwicklung bei
Datenschutz und Informationsfreiheit
in den Jahren 2013 und 2014. Einen
Schwerpunkt bilden die Konsequenzen
aus den Snowden-Enthüllungen, neuere
Entwicklungen in Technik und Recht so-
wie der Datenschutz „in der Fläche“.
Themen im Kapitel „Kommunales und Archivwesen“ sind Bürgeran-
träge nach § 24 Gemeindeordnung NRW, Erhebungen im Zusam-
menhang mit der Hundesteuer sowie Daten in und aus Archiven.

Auf Augenhöhe
Leitfaden zur Darstellung von Menschen mit Behinderung für Medienschaf-
fende, hrsg. v. d. Beauftragten der Bundesregierung für die Belange behin-
derter Menschen, A 4, 16 S., zu bestellen oder im Internet herunterzuladen
über www.behindertenbeauftragte.de 

Medien haben einen entscheidenden
Einfluss darauf, wie die Gesellschaft
Menschen mit Behinderung wahr-
nimmt und mit ihnen umgeht. Medien-
schaffende können über eine veränder-
te Darstellung mitwirken, Berührungs-
ängste abzubauen und Ausgrenzung zu
vermeiden. Dieser Leitfaden soll Journa-
list/innen, Moderator/innen und Film-
schaffende sensibilisieren sowie ihnen
helfen, diskriminierende Darstellung
behinderter Menschen zu vermeiden.

Inhalt
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NACHRICHTEN

Spitzenbelastung der 
NRW-Kommunen durch Sozialkosten
In keinem anderen Bundesland müssen die Kommunen von ihrem
Budget so viel für Sozialleistungen aufwenden wie in Nordrhein-
Westfalen. Wie aus einer Studie der Bertelsmann Stiftung hervor-
geht, nimmt NRW mit einem Sozialausgaben-Anteil von durch-
schnittlich 43 Prozent den Spitzenplatz unter den Ländern ein. Am
geringsten ist die Belastung der Kommunalhaushalte durch Sozi-
alleistungen in Baden-Württemberg mit durchschnittlich 31 Pro-
zent. Insgesamt sind die Sozialausgaben der deutschen Kommu-
nen laut Studie bundesweit von 51 Mrd. Euro im Jahr 2004 auf rund
78 Mrd. Euro 2014 gestiegen. Der größte Anteil der Sozialausgaben
fließt in die Kinder- und Jugendhilfe, gefolgt von der Sozialhilfe
und den Wohnkosten für Hartz IV-Empfänger/innen.

Neue Schwerpunkte für regionale
Wirtschaftsförderung
NRW-Wirtschaftsminister Garrelt Duin hat das neue Regionale
Wirtschaftsförderungsprogramm/Infrastruktur (RWP) vorgestellt,
das dem Strukturwandel in Nordrhein-Westfalen neuen Schub ge-
ben soll. Danach wird das Land strukturschwache Regionen mit
rund 84 Mio. Euro unterstützen. Schwerpunkte des Programms in
den kommenden Jahren sind der Ausbau breitbandiger Kommuni-
kationsnetze, die Förderung von Bildungseinrichtungen und die
Revitalisierung industrieller Brachflächen. Von der Förderung aus
Mitteln der Bund/Länder-Gemeinschaftsaufgabe profitieren re-
gionale Investitionen in strukturschwachen Regionen. Kommu-
nen, gemeinnützige Träger und Bildungseinrichtungen können
entsprechende Anträge stellen.

Automatische Erdbebenwarnung beim
Geologischen Dienst
Das Land Nordrhein-Westfalen hat ein neues Erdbebenalarmsystem
in Betrieb genommen. Das landesweite System beim Geologischen
Dienst in Krefeld soll bei einem Erdbeben innerhalb von vier bis sie-
ben Minuten Informationen zu Ort, Stärke und den zu erwartenden
Schadensregionen sammeln und auswerten. Außerdem sollen auto-
matisierte Nachrichten an das Lagezentrum der Landesregierung und
die Landesleitstelle der Polizei gesendet werden. Wie NRW-Wirt-
schaftsminister Garrelt Duin betonte, bietet das neue Erdbeben-
alarmsystem ein zusätzliches Plus an Sicherheit. Bisher war es nötig,
dass Seismolog/innen die Aufzeichnungen der vom Geologischen
Dienst betriebenen Messstationen zeitaufwändig auswerteten.

Zukünftig 28 LEADER-Regionen in
Nordrhein-Westfalen
Das Land Nordrhein-Westfalen unterstützt auch in der laufenden
EU-Förderperiode von 2014 bis 2020 den Zusammenschluss länd-
licher Kommunen zu so genannten LEADER-Regionen. Von den 43
Zusammenschlüssen, die sich um eine Förderung beworben ha-

ben, wurden 28 als zukünftige LEADER-Regionen ausgewählt. Den
Regionen stehen nun bis 2020 - abhängig von der Einwohnerzahl
- jeweils 2,3 bis 3,1 Mio. Euro aus Mitteln des Europäischen Land-
wirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER)
und des Landes NRW für die wirtschaftliche, kulturelle und sozia-
le Entwicklung zur Verfügung. Das Programm wurde im Vergleich
zur abgelaufenen Förderperiode mit dem Vierfachen an Finanzmit-
teln ausgestattet.

Konstante Beschäftigtenzahl im 
öffentlichen Dienst 
Die Zahl der Beschäftigten im öffentlichen Dienst in NRW ist im
Jahresvergleich nahezu konstant geblieben. Wie das Statistische
Landesamt mitteilte, waren Mitte 2014 insgesamt 796.913 Perso-
nen beim Land und den Kommunen beschäftigt. Dies waren knapp
2.500 oder 0,3 Prozent mehr als Mitte 2013. Die Zahl der Vollzeitbe-
schäftigten stieg um 0,6 Prozent auf 539.305, die der Teilzeitbe-
schäftigten sank um 0,2 Prozent auf 257.608. Mit 336.183 Beschäf-
tigten war das Land nach wie vor größter Arbeitgeber im öffentli-
chen Dienst. Dahinter folgten die Gemeinden und Gemeindever-
bände mit 301.496 Beschäftigten. Die rechtlich selbstständigen
Einrichtungen unter Landesaufsicht beschäftigten zusammen
112.310 Personen.

Gute Noten für Badegewässer in NRW
100 der 108 Badegewässer in Nordrhein-Westfalen haben eine aus-
gezeichnete Wasserqualität. Das geht aus dem aktuellen Badege-
wässerbericht der Europäischen Umweltagentur hervor. Danach
besitzen fünf weitere Seen eine gute Qualität. Nur ausreichende
Qualität bescheinigt die Umweltagentur dagegen dem Rotter See
in der Stadt Troisdorf und dem Bettenkamper Meer in der Stadt
Moers. In ihrem jährlichen Bericht veröffentlicht die Europäische
Umweltagentur Daten zu allen Badegewässern und Stränden in
Europa. Für die aktuellen Zahlen wurden mehr als 21.000 Badege-
wässer in den 28 EU-Mitgliedstaaten sowie in Albanien und der
Schweiz auf Krankheitserreger wie Darmenterokokken und Esche-
richia coli hin untersucht.

Auszeichnung für Engagement im 
Umwelt- und Naturschutz
Das NRW-Umweltministerium will Menschen, die sich ehrenamt-
lich für Umwelt- und Naturschutz im Land einsetzen, mit einer
Auszeichnung würdigen. Der neue Preis „Ehren.Sache.NRW“ wird
in diesem Jahr an ehrenamtliche Aktivitäten rund um das Thema
„Lebendige Gewässer“ vergeben. Bis zum 17. August 2015 können
solche Bürger/innen von anderen vorgeschlagen werden oder sich
selbst bewerben, die sich etwa für die Renaturierung von Flüssen
oder Bächen engagieren, auf den Schutz des Grundwassers hinwir-
ken, das Monitoring von Gewässerentwicklungs- und Durchgän-
gigkeitsmaßnahmen aktiv unterstützen oder Öffentlichkeitsarbeit
und Bildungsarbeit für Gewässer- und Grundwasserschutz betrei-
ben. Bewerbungsunterlagen und Informationen gibt es im Inter-
net unter www.umwelt.nrw.de .
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Um das Verkehrsnetz für kommende Anforderungen fit zu machen,
müssen Bund, Länder und Kommunen der Instandsetzung und dem
Ausbau Vorrang geben vor Neubau von Straßen und Schienen

Prognosen übertroffen Die Infra-
strukturkrise hat aber nicht nur finanziel-
le, sondern auch planerische Gründe. In
den 1960er- und 1970er-Jahren wurden die
bundesdeutschen Verkehrsnetze massiv
ausgebaut. Die meisten Bauwerke, die
heute am Ende ihrer technischen Lebens-
dauer angekommen sind, stammen aus
dieser Zeit. Die damaligen Verkehrspla-
ner/innen gingen bei ihren Berechnungen
von Belastungen aus, die heute längst
überholt sind. Sowohl die derzeitige Ver-
kehrsdichte als auch das Gewicht der Fahr-
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Verursachergerecht und 
nachhaltig finanzieren 

Stopp dem Verfall 
▲ Die Sanierung von Straßen in Nordrhein-Westfalen erfordert eine gemeinsame Kraftanstrengung und neue Finanzierungsmodelle

ie Verkehrsinfrastruktur in Deutsch-
land befindet sich vielerorts in einem

bedenklichen Zustand. Autobahnen, Bun-
des-, Landes- und kommunale Straßen,
Schienenwege und Wasserstraßen sollten
das Rückgrat der exportstarken Volkswirt-
schaft sein - und gleichen doch immer öfter
einem klapprigen Skelett. Gefragt sind
neue Finanzierungsperspektiven, die dau-
erhaft mehr Investitionen in die Mobilität
von Personen und Gütern ermöglichen. 
Die Verkehrsinfrastruktur in Deutschland
wurde in den vergangenen Jahrzehnten er-
heblich vernachlässigt. Bei allen Verkehrs-
trägern wurde zu wenig in Erhalt, Sanie-

rung und Modernisierung investiert. Einzig
der Osten Deutschlands bildet dabei eine
Ausnahme, weil Straßen, Schienen und
Wasserwege nach der Wiedervereinigung
eine Runderneuerung erfuhren oder über-
haupt erst angelegt wurden. In West-
deutschland aber findet sich nahezu über-
all dasselbe Bild. Mit den Stahlträgern der
Brücken verfallen auch gewaltige Vermö-
genswerte auf allen staatlichen Ebenen. 
Die Bilanz der chronischen Unterfinanzie-
rung hat Ende 2012 eine Expertenkommis-
sion der Landesverkehrsminister - die so
genannte Daehre-Kommission - aufge-
stellt. In den kommenden 15 Jahren fehlen
mindestens 7,2 Mrd. Euro jährlich, um den
Substanzverlust von Straße, Schiene und
Wasserstraße bei Bund, Ländern und Kom-
munen zu stoppen und den Sanierungs-
stau der zurückliegenden Jahre aufzulö-
sen. Diese Größenordnung ist in Forschung
und Politik inzwischen weitgehend unbe-
stritten. 

D

Michael Groschek ist 
Minister für Bauen, 
Wohnen, Stadtentwicklung
und Verkehr des Landes
Nordrhein-Westfalen 
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FÖRDERMITTEL FÜR 
KOMMUNALE 
VERKEHRSVORHABEN

Das Land NRW fördert in diesem Jahr 83
neue kommunale Straßenbauvorhaben mit
knapp 63 Mio. Euro. Wie das NRW-Ver-
kehrsministerium mitteilte, konnte die För-
dersumme im Vergleich zum Vorjahr um et-
wa 15 Prozent gesteigert werden. Die Ge-
samtkosten der Projekte belaufen sich auf
rund 131 Mio. Euro. Zusätzlich ist in diesem
Jahr die Auszahlung von Zuwendungen von
mehr als 110 Mio. Euro für bereits in den
Vorjahren bewilligte Fördermaßnahmen
vorgesehen. Bei den Fördermitteln handelt
es sich um Bundeszuweisungen aus dem
Entflechtungsgesetz, die nur noch bis 2019
zur Verfügung stehen. 
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zeuge haben die Prognosen von einst weit
übertroffen. 
Ein Lastwagen hatte früher beispielsweise
maximal 24 Tonnen Gewicht. Heute sind 40
bis 44 Tonnen die Regel. Für die Straßenbau-
werke hat das gravierende Folgen. Ein einziger
40-Tonner belastet die Infrastruktur rechne-
risch so stark wie zigtausend Autos. Somit
sorgt auch die unvorhergesehene Mehrbelas-
tung dafür, dass heute viele Bauwerke kom-
plett überholt oder ersetzt werden müssen. 
Ein Ende dieser Entwicklung ist indes nicht in
Sicht. Prognosen des Bundes gehen davon
aus, dass das Volumen beim Personenverkehr
bis 2030 um 13 Prozent zunimmt - und zwar
trotz abnehmender Bevölkerung. Beim Güter-
verkehr ist sogar von einer Steigerung um 38
Prozent auszugehen.

Lkw-Maut verbreitern Die Diagnose al-
so ist klar. Nur die Therapie lässt auf sich
warten. Die Gesellschaft muss eine über-
zeugende Antwort finden, woher die Mittel
für eine breite Investitionsoffensive kom-
men sollen. Dabei muss allem voran klar
sein, dass künftige Investitionen nicht mehr
hauptsächlich in den Neubau fließen. So
wünschenswert die eine oder andere neue
Ortsumfahrung sein mag - im neuen Bun-
desverkehrswegeplan, den der Bund in die-
sem Jahr verabschieden will, muss die klare
Priorität auf Erhaltungsmaßnahmen sowie
auf dringenden Ausbaumaßnahmen für
überlastete Autobahnabschnitte liegen. 
Diese Einschränkung vorausgesetzt, ist
auch eine stärker verursachergerechte Fi-
nanzierung zu etablieren. Es muss das

schlichte Prinzip gelten: Wer die Brücke be-
schädigt, bezahlt sie auch. Tatsächlich sind
das aber weder Polo noch Porsche. Die Last-
wagen sind es, welche die Straßenbauwer-
ke an die Belastungsgrenze bringen und ih-
re Lebensdauer erheblich verkürzen. 
Eine verursachergerechte Infrastrukturfi-
nanzierung bedeutet daher nicht „Auslän-
dermaut“, sondern eine gezielte Verbreite-
rung der Lkw-Maut. Eine Nutzungsgebühr
für Lastwagen sollte auch auf allen Landes-
, Kreis- und kommunalen Straßen erhoben
werden - und zwar ab einem Gewicht von
7,5 Tonnen. Zu erwarten wären daraus zu-
sätzliche Einnahmen von mindestens 2,3
Mrd. Euro für den Erhalt der Verkehrsnetze. 
Ich freue mich sehr, dass dies auch der Land-
tag NRW so sieht und sich für alternative -
und vor allem intelligente - Lösungen der In-
frastrukturfinanzierung ausgesprochen hat
(siehe Landtagsdrucksache 16/6670). Wie
diese aussehen können, hat die so genann-
te Bodewig-Kommission bereits Ende 2013
umrissen. Im Wesentlichen sind zwei
grundlegende Prinzipien zu verwirklichen,
um die künftige Verkehrspolitik vom Kopf
auf die Füße zu stellen: Erstens über mehre-
re Jahre laufende und zweitens Verkehrsträ-
ger übergreifende Finanzierung.

Finanzierung langfristig Verkehrsinfra-
strukturprojekte beschäftigen Politik, Ver-
waltung und Öffentlichkeit in der Regel
über viele Jahre, oft sogar Jahrzehnte. Sie
gleichen einem gesellschaftlichen Mara-
thonlauf, bei dem es gilt, das Ziel nicht aus
den Augen zu verlieren und sich die Kraft
gut einzuteilen. Die Finanzierung dieser
Projekte unterliegt aber nach wie vor der
Kurzstrecken-Logik der Bundeshaushalte.
Hier muss dringend die Möglichkeit ge-
schaffen werden, über das Jahr hinaus zu
planen und zu wirtschaften. Dies ist zu ge-
währleisten durch einen Infrastrukturfonds

für Schiene und Straße, der die Mittelaus-
stattung vom kurzfristigen Turnus der Bun-
deshaushalte entkoppelt. 
Ein solches Sondervermögen ist gleichzeitig
geeignet, das zweite wesentliche Prinzip
umzusetzen: eine Verkehrsträger übergrei-
fende Planung und Finanzierung. Die wach-
senden Mobilitätsansprüche lassen sich
künftig nur durch eine optimierte Aufga-
benteilung sowie das gekonnte Zusam-
menspiel der Verkehrsträger Straße, Schie-
ne, Wasserstraße befriedigen. Grundlage
dafür ist eine Infrastrukturplanung, die von
vorneherein intermodal angelegt ist. 

Flexibler Mitteleinsatz Nordrhein-
Westfalen ist hier bereits große Schritte vo-
rangekommen. Wir treiben den Ausbau der
Autobahn A 3 zwischen Köln-Mülheim und
Leverkusen voran, bringen parallel dazu den
Rhein-Ruhr-Express (RRX) auf die Schiene
und loten das Potenzial an Radschnellwe-
gen für die Pendlerströme aus. Solchen inte-
grierten Planungsprozessen muss auch der
Mittelfluss folgen. Wo bereitstehendes Geld
nicht im Straßenbau eingesetzt werden
kann, muss es möglich sein, diese Mittel 
beispielsweise in Schienenwege zu investie-
ren - und umgekehrt. 
Mit diesen Änderungen in der Finanzie-
rungssystematik wären wesentliche Vo-
raussetzungen geschaffen, um eine erfolg-
reiche Investitionsoffensive umzusetzen -
ohne Autofahrende stärker zu belasten. Als
Teil der Daseinsvorsorge hat die öffentliche
Finanzierung immer auch für gleiche und
gerechte Lebensverhältnisse in Deutsch-
land gesorgt. Nun ist das bisherige Finanzie-
rungssystem an seine Grenzen gestoßen.
Mit großer Sorgfalt ist nun eine zukunftsfä-
hige und nachhaltige Finanzarchitektur zu
schaffen, die nicht nur Bund, Ländern und
Kommunen, sondern vor allem den Bürger-
innen und Bürgern gerecht wird. ●

▲ Immer häufiger werden Brücken wegen 
erheblicher Schäden ganz oder teilweise gesperrt
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◀  Als Haupt-
verursacher von
Straßenschäden
sollen Lkw 
zukünftig nicht nur
auf Autobahnen
Maut bezahlen
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ie Einführung der Pkw-Maut in
Deutschland befindet sich auf der

Zielgeraden. Sie ist offenkundig nicht das
zentrale Projekt der großen Koalition im
Bund, aber eines der umstrittensten. Die
Diskussion hat verdeckt, dass die mit der In-
frastrukturabgabe - kurz Pkw-Maut - ver-
folgte Zielsetzung, zusätzliche Mittel für
verkehrliche Infrastrukturmaßnahmen zu
generieren, sinnvoll ist. 
Allerdings hat die Pkw-Maut einen ent-
scheidenden Konstruktionsfehler. Denn sie
leistet lediglich einen Beitrag zur Finanzie-
rung der Verkehrsinfrastruktur des Bundes.

Das Grundproblem löst sie damit nicht: Die
Unterfinanzierung der gesamten Verkehrs-
wege bei Bund, Ländern und Gemeinden.
Das Gesamtverkehrsnetz in Deutschland
funktioniert nur als integriertes System. Da-
für trägt der Bund eine Mitverantwortung.
Dies hat die Verkehrsministerkonferenz zu
Recht in ihrem aktuellen Beschluss festge-
stellt. Verbunden damit war die nachdrück-
liche Forderung an Bund, Länder und Ge-
meinden mit Blick auf die Finanzierung der
Verkehrsinfrastruktur bedarfsgerecht aus-
zustatten.1 

Ansätze, die lediglich einen Teil der Ver-
kehrsinfrastruktur finanzieren, laufen zu-
dem Gefahr, zu einer Akzeptanzfalle zu wer-
den. Bürger/innen als zahlende Nutzende
begreifen das Verkehrssystem als Ganzes.
Ihnen wird schwer zu vermitteln sein, dass
mit ihren Nutzungsgebühren nur der Teil
des Investitionsstaus aufgelöst werden soll,

Die Erweiterung der Lkw-Maut zum 1. Juni 2015 und die geplante
Pkw-Maut auf Autobahnen bedeuten den Einstieg in eine längst
überfällige Mitfinanzierung der Verkehrswege durch die Nutzenden

Konzepte zur Ausweitung der
Straßenmaut in Deutschland 

D

Timm Fuchs ist Beige-
ordneter für Verkehr beim
Deutschen Städte- und 
Gemeindebund

DER AUTOR 

Wer fährt, zahlt  
welcher auf die Bundesfernstraßen entfällt
- nicht aber das Schlagloch vor der eigenen
Haustür oder die marode kommunale Brü-
cke auf dem Weg zur Arbeit. 

Investitionsrückstand Dabei sind die
Probleme gerade bei den kommunalen Ver-
kehrswegen besonders gravierend. So be-
ziffert das aktuelle Kommunalpanel der
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) den
Investitionsrückstand im kommunalen Ver-
kehrsbereich auf 35 Mrd. Euro.2 Noch vor der
Bildungsinfrastruktur ist damit der Ver-
kehrsbereich auf Platz 1 der kommunalen
Investitionsdefizite. 
Das ist kein neuer Befund. Bereits im Jahr
2012 hat die von den Ländern eingesetzte so
genannte Daehre-Kommission errechnet,
dass im Bereich der kommunalen Straßen 15
Jahre lang zusätzlich 2,2 Mrd. Euro investiert
werden müssten, um den rückwirkenden
Bedarf an Investitionen und den laufenden
Bedarf an Instandhaltung zu decken.3
Auf dieser Grundlage hatte eine ebenfalls
von den Ländern im Jahr 2013 eingesetzte

▲ Zukünftig sollen Lkw und Pkw Maut bezahlen, damit Straßen und Brücken erneuert werden können
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1 Beschluss der Verkehrsministerkonferenz zu TOP 4.5 vom
16./17. April 2015.
2 KfW Kommunalpanel 2015. Im Internet abrufbar unter:
https://www.kfw.de/PDF/Download-Center/Konzernthe-
men/Research/PDF-Dokumente-KfW-Kommunalpanel/
KfW-Kommunalpanel-2015.pdf?kfwnl=Research.29-05-
2015.454195 
3 Bericht der Kommission „Zukunft der Verkehrsinfrastruk-
turfinanzierung“ 2012, S. 37.
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Kommission unter Vorsitz des ehemaligen
Bundesverkehrsministers Kurt Bodewig mit
dem Namen „Nachhaltige Verkehrsinfra-
strukturfinanzierung“ die Aufgabe, eine
dauerhafte Architektur für die Finanzierung
der Verkehrsinfrastruktur zu erarbeiten.
Dies mündete in einen Beschluss der Ver-
kehrsministerkonferenz, wonach die Haus-
haltsfinanzierung mit einer stärkeren Fi-
nanzierung durch die Nutzenden ergänzt
werden muss, um auskömmlich zu sein. Da-
bei wurde die Ausweitung der Lkw-Maut
auf alle Straßen als Option genannt, um zu-
sätzliche Einnahmen zu generieren.4

Lkw-Maut breiter Diese Option zur Aus-
weitung der Lkw-Maut fand sich allerdings
nicht im Koalitionsvertrag wieder. Neben der
Einführung der Pkw-Maut wurde dort ledig-
lich angekündigt, dass die bestehende Lkw-
Maut auf alle Bundesstraßen ausgeweitet
werden soll und dabei neben der Tonnage
und den externen Kosten auch die Auswir-
kung auf das Straßennetz ein Kriterium sein
kann.5 Der Netzbezug wurde teilweise so in-
terpretiert, als sei damit die Ausweitung der
Maut auf alle Straßen gemeint. 
Die derzeitige Weiterentwicklung der Maut
zeigt indes, dass es auf absehbare Zeit nicht
zur Ausweitung der Lkw-Maut auf das nach-
geordnete Straßennetz kommen wird. Ein
Anfang Mai 2015 von Bundestag und Bun-
desrat verabschiedetes Gesetz sieht ledig-
lich eine Einbeziehung von Lastwagen ab 7,5
Tonnen - bisher ab zwölf Tonnen - sowie die
Ausweitung des mautpflichtigen Netzes um
1.100 Kilometer Bundesstraßen vor.6
Dennoch ist diese Erweiterung der Maut
richtig. Hierfür spricht neben der Stärkung
der Säule Nutzendenfinanzierung - generell
notwendig für eine auskömmliche Finan-
zierung der Verkehrsinfrastruktur - bereits
das Schädigungspotenzial der Lkw. Vor al-
lem der schwere Güterverkehr trägt maß-
geblich zur Straßenbelastung bei. Nach di-
versen Studien soll diese bei einer Lkw-Ach-
se mit zehn Tonnen Gewicht der von
160.000 Pkw-Achsen mit 0,5 Tonnen Ge-
wicht entsprechen. Die Straßenabnutzung
durch Lkw kann danach zehntausendfach
höher sein als durch Pkw.

Hin zu Systemwechsel Abgesehen davon
kann die Ausweitung der Lkw-Maut nur ein
Zwischenschritt zu einem grundlegenden
Systemwechsel sein - hin zur Finanzierung
der Verkehrsinfrastruktur durch die Nutzen-
den. Die flächendeckende Einführung einer
Lkw-Maut und eine angemessene Beteili-

gung der Kommunen an den Einnahmen
sollte der erste Schritt im Rahmen einer Wei-
terentwicklung der Maut sein. Die Beschluss-
fassung der Verkehrsministerkonferenz von
Oktober 2013 enthielt hierzu wichtige Ansät-
ze - neben der besagten zusätzlichen Einbin-
dung von Lkw ab 7,5 t eine Ausweitung der
Lkw-Maut auf das nachgeordnete Netz, be-
ginnend mit den Landesstraßen. 
Allerdings soll der hierfür notwendige Vor-
lauf für die Systemumstellung mehr als ei-
ne Wahlperiode betragen. Um dies zu ver-
meiden und Erhebungskosten zu mindern,
sollte für Lkw eine Benutzungsgebühr für
das nachgeordnete Straßennetz - etwa als
Vignette - eingeführt werden. So könnte oh-
ne großen technischen und bürokratischen
Aufwand eine verursachergerechte Finan-
zierung für das gesamte Straßennetz si-
chergestellt werden.

Einführung der Pkw-Maut Zeitgleich
mit der Ausweitung der Lkw-Maut haben
Bundestag und Bundesrat auch Grünes
Licht für die Pkw-Maut und die Absenkung
der Kfz-Steuer für inländische Fahrzeughal-
ter/innen gegeben.7 Über die europarecht-
liche Zulässigkeit dieser Konstruktion wird
derzeit gestritten. Nachdem die im Zuge der
Diskussion von kommunaler Seite erhobene
Forderung, die Pkw-Maut flächendeckend
einzuführen, letztlich keine politische
Mehrheit fand, gab es gegenüber der jetzt
vorliegenden Konstruktion einer Maut auf
Bundesfernstraßen aus dem kommunalen
Bereich vor allem folgende Bedenken: 8

• Die Regelung zur finanziellen Unterstüt-
zung von Kommunen, die als Baulastträ-
ger Ortsdurchfahrten von Bundesfernstra-
ßen unterhalten, ist nicht ausreichend. 

• Darüber hinaus ist der Verwaltungsauf-
wand der kommunalen Zulassungsbehör-
den, die am Einzug der neuen Infrastruk-
turabgabe durch so genannte SEPA-Man-
date mitwirken sollen, nicht ausreichend
berücksichtigt. 

Schließlich haben die kommunalen Spitzen-
verbände in der Anhörung des Verkehrsaus-
schusses des Deutschen Bundestages zu-
gunsten von Grenzregionen, die vor allem
über Bundesautobahnen erreicht werden,
die Einführung eines Korridors von 30 Kilo-
meter ab der deutschen Grenze vorgeschla-
gen. Dies geschah, um Ausweichverkehr zu
vermeiden, aber auch, um mögliche wirt-
schaftliche oder kulturelle Nachteile zulas-
ten der Grenzregionen zu verhindern. 

Neuer Spielraum Bei aller berechtigter
Kritik an der Ausgestaltung der Pkw-Maut -
auch von kommunaler Seite - darf aller-
dings nicht unterschlagen werden: Mit der
Infrastrukturabgabe erfolgt die Weichen-
stellung hin zu einer Finanzierung durch die
Nutzenden im Bereich der Pkw. Das ist ein
grundlegender Systemwechsel. Dieser kann

 
 

  

◀ Zunehmender
Güterverkehr
belastet extrem
die Bundes-,
Landes- und
Kommunal-
straßen
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4 Beschluss der Verkehrsministerkonferenz „Nachhaltige Ver-
kehrsinfrastrukturfinanzierung“ vom 2. Oktober 2013. 
5 Deutschlands Zukunft gestalten“: Koalitionsvertrag zwi-
schen CDU, CSU und SPD für die 18. Legislaturperiode, S. 39.
6 Drittes Gesetz zur Änderung des Bundesfernstraßenmaut-
gesetzes, Bundestags Drucksache 18/4463
7 Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Infrastruktur-
abgabe für die Benutzung von Bundesfernstraßen, Bundes-
tags Drucksache 18/3990.
8 Stellungnahme der Bundesvereinigung der kommunalen
Spitzenverbände anlässlich der Anhörung zum Entwurf ei-
nes Gesetzes zur Einführung der Infrastrukturabgabe für die
Benutzung von Bundesfernstraßen am 18. März 2015. Im In-
ternet abrufbar unter: http://www.bundestag.de/
blob/365428/e680aa21464f406feae3942622c5921b/036_sit-
zung_bv-kommunale-spitzenverb--data.pdf
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potenziell neuen Spielraum für die Finan-
zierung des gesamten Straßennetzes schaf-
fen - auch für die Kommunen. 
Nach den Diskussionen respektive Erfah-
rungen bei der Einführung der Nutzenden-
finanzierung bei Lkw und Pkw im Bereich
der Bundesfernstraßen ist äußerst wahr-
scheinlich: Die flächendeckende Einführung
der Pkw-Maut wird ein langfristiges und im
Detail kompliziertes Unterfangen. Aus kom-
munaler Sicht sind dabei mehrere grundle-
gende Aspekte zu berücksichtigen:

• Keine Zusatzbelastung für Autofahrende:
Die Maut darf nicht zu einer zusätzlichen
Belastung der Autofahrer/innen führen.
Hierzu müsste - auch unter europarechtli-
chen Gesichtspunkten - sichergestellt wer-
den, dass im Gegenzug zum Beispiel die Kfz-
Steuer in ihrer jetzigen Form abgeschafft
oder beispielsweise durch eine geringe
Grundgebühr ersetzt wird. 

• Einnahmen zur Verbesserung des Straßen-
netzes nutzen: Weiterhin muss sicherge-
stellt werden, dass die Einnahmen aus der
Maut nicht in die allgemeinen Haushalte
fließen. Vielmehr müssen sie zur nachhalti-
gen Verbesserung des gesamten Straßen-
netzes genutzt werden. Dazu müssen die
Kommunen anteilig entsprechende Mittel
für Erhaltungs- und Verbesserungsinvesti-

tionen aus der Maut erhalten. Um Planungs-
und Investitionssicherheit zu schaffen, soll-
te die Maut in einen Fonds für Investitions-
mittel unabhängig von Haushaltsjahren
fließen. Da sich das Straßennetz zu mehr als
zwei Drittel9 in kommunaler Hand befindet,
ist zwingend erforderlich, dass ein entspre-
chender Anteil zur Finanzierung des kom-
munalen Straßennetzes bereitgestellt wird. 

• Lenkungsfunktion nutzen: Unverzichtbar ist
auch, die Maut mit einer Lenkungsfunktion
auszustatten, um damit einen wichtigen
Beitrag zu leisten, dass die Staus nicht länger
werden, sondern sich tendenziell auflösen.
Die Maut sollte sich nach den bewährten
Schadstoffklassen richten, und die Maut
sollte elektronisch erfasst werden nach der
zurückgelegten Strecke sowie der Tageszeit. 

• Ländlichen Raum unterstützen: Es darf
keine Belastung des ländlichen Raums
mit seinem Straßennetz durch Aus-
weichverkehr geben. Daher muss es
möglich sein, potenzielle Ausweichstre-
cken mit Maut zu belegen. Hierbei muss
jedoch den besonderen Anforderungen
des ländlichen Raums Rechnung getra-
gen werden. Dort sind die Menschen
häufig darauf angewiesen, mit dem Kfz
längere Strecken zurückzulegen, weil Bus
und Bahn oftmals keine Alternative bie-
ten.

• Bürokratie verhindern, Datenschutz ge-
währleisten: Eine ausschließlich auf Auto-
bahnen und Ausweichstrecken bezogene
Maut hat den Vorteil, dass damit keine um-
fassenden Bewegungsprofile möglich sind.
Die Ergänzung durch eine Benutzungsge-
bühr in Form einer Vignette bei den übrigen
Straßen hätte zugleich den Vorteil, dass eine
flächendeckende Maut mit einer vergleichs-
weise geringen Vorlaufzeit eingeführt wer-
den kann. In jedem Fall muss der Daten-
schutz der Kraftfahrer/innen gewährleistet
sein. Um Bürokratie zu vermeiden, sollte 
perspektivisch ein einfaches elektronisches
System zur Erfassung verwendet werden.

Einsicht kommt Es deutet manches darauf
hin: Wenn die flächendeckende Nutzendenfi-
nanzierung im Verkehrsbereich mit sichtba-
ren Verbesserungen bei den Straßen und Brü-
cken einhergeht, wird die Einführung einer
Maut längst nicht mehr so verkürzt unter
dem Begriff „Abzocke“ diskutiert. Dies muss
in ein verkehrspolitisches Gesamtkonzept
eingebettet sein. Dazu gehört beispielsweise
eine Verkehrsinfrastruktur, die dem Umstand
Rechnung trägt, dass der öffentliche Perso-
nennahverkehr (ÖPNV), der Rad- und Fußgän-
gerverkehr, aber auch die Nutzung von E-Bi-
kes und Elektromobilen stetig zunehmen. 
Hinzu tritt, was derzeit unter dem etwas wol-
kigen Begriff „Smart Mobility“ diskutiert wird.
Diese kann nicht nur dem Individualverkehr
im ländlichen Raum Vorteile bringen, sondern
auch zu einer Entlastung der Innenstädte so-
wie zur Reduzierung von Emissionen beitra-
gen. Kurzum: Es kommen erhebliche Umbau-
maßnahmen auf die kommunale Verkehrsin-
frastruktur zu. 
Nach wie vor unklar ist allerdings, wie diese
Investitionen finanziert werden sollen. Ne-
ben der Ausweitung der Nutzendenfinan-
zierung im Lkw- und Pkw-Bereich sollte
auch der Gedanke aufgegriffen werden, den
die Verkehrsministerkonferenz anlehnend
an die Vorarbeiten der Kommissionen Da-
ehre und Bodewig bereits formuliert hat.
Um das Recht auf Mobilität zu garantieren,
ist eine dauerhafte und verlässliche, aus-
kömmliche und zukunftsfähige Finanzie-
rung aller Verkehrsträger und aller staatli-
chen Ebenen - Bund, Länder, Städte, Ge-
meinden und Kreise - nötig.10 ●

9 Von den über 920.000 Kilometern des Straßennetzes in
Deutschland sind rund 609.000 Kilometer kommunale Stra-
ßen. 
10 Beschluss der Verkehrsministerkonferenz „Nachhaltige
Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“ vom 2. Oktober 2013.

Begleitforschung und Evaluation von Mo-
dellvorhaben, hrsg. v. Bundesinstitut für
Bau-, Stadt- und Raumforschung im Bun-
desamt für Bauwesen und Raumordnung,
A 4, 158 S., zu bestellen über E-Mail an 
forschung.wohnen@bbr.bund.de 

Im Rahmen des Forschungsprojektes „Ener-
gieeffizienter Neubau von Nichtwohngebäu-
den kommunaler und sozialer Einrichtungen“
wurden über drei Jahre Neubauprojekte ener-
gieeffizienter öffentlicher Einrichtungen wis-
senschaftlich begleitet und evaluiert. Mit den
als Modellvorhaben ausgewählten Kinderta-
gesstätten, Schulen, Sporthallen, Schulmen-
sen, Verwaltungs- und Ausstellungsgebäuden
sowie Kliniken wurde der Niedrigstenergiege-
bäude-Standard erprobt, der nach der EU-Ge-
bäuderichtlinie ab 2019 für alle Neubauten öf-
fentlicher Einrichtungen gilt. Die Broschüre
fasst die Ergebnisse des Forschungsprojektes

ENERGIEEFFIZIENTER NEUBAU VON NICHT-
WOHNGEBÄUDEN KOMMUNALER UND 

SOZIALER EINRICHTUNGEN
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zusammen und zeigt, wie der Niedrigstenergie-
gebäude-Standard in unterschiedlichen Gebäu-
detypen implementiert werden kann.
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in Blick in den aktuellen Haushalt des
Landes NRW macht schnell die Bri-

sanz des Themas deutlich. Der öffentliche
Nahverkehr in NRW wird weitgehend aus
Bundesmitteln finanziert. Die drei we-
sentlichen Blöcke sind die Bundesmittel
nach dem Regionalisierungsgesetz (1,17
Mrd. Euro), nach dem Entflechtungsgesetz
(130 Mio. Euro) und dem Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz GVFG (85 Mio.
Euro). 
Darüber hinaus gewährt das Land NRW
noch Zuschüsse zu rabattierten Schüler-
fahrkarten (130 Mio. Euro) und zum Sozial-
ticket (30 Mio. Euro). Allerdings gleichen
diese Zuschüsse schon lange nicht mehr
die Rabatte aus, die politisch gefordert
werden, aber betriebswirtschaftlich nicht
zu rechtfertigen sind. Damit steht und
fällt die Nahverkehrsfinanzierung - und

somit Umfang sowie Qualität des ÖPNV in
NRW - mit der Höhe der Bundesmittel. 
Genau diese Bundesmittel werden gerade
zwischen Bund und Ländern neu justiert.
Während die Regionalisierungsmittel schon
Ende vergangenen Jahres hätten neu fest-
gesetzt werden müssen, würden die Ent-
flechtungsmittel und das GVFG 2019 gänz-
lich auslaufen.

Kommunen Aufgabenträger Anders
als in vielen Bundesländern sind in NRW die
Kommunen alleiniger Aufgabenträger für
den Eisenbahnverkehr wie auch für den
Bus- und Straßenbahnverkehr. Damit zeich-
nen sie politisch für die Leistungen im Bus-
und Bahnverkehr - und naturgemäß auch
für dessen Finanzierung -  verantwortlich,
ohne dass sie in Berlin mit am Verhand-
lungstisch sitzen. 

Betrachtet man die Mittelverwendung kon-
kret, erklärt sich die Bedeutung der laufen-
den Verhandlungen über die Mittelfestset-
zung zwischen Bund und Ländern für die
Kommunen von selbst. Rund 950 Mio. Euro
- knapp zwei Drittel - fließen in die Bestel-
lung der Eisenbahn-Leistungen im Nahver-
kehr, obwohl dort nur ein Siebtel der Fahr-
gäste unterwegs ist. Zwei Ebenen bestim-
men hier die Diskussion zwischen Bund und
Ländern: die absolute Höhe der Mittel und
die Verteilung auf die Bundesländer. 
Heute stellt der Bund insgesamt 7,3 Mrd. Euro
zur Verfügung. Gesetzlich festgelegt ist, dass
dieser Betrag schon ab 2015 überprüft und
neu festgesetzt werden soll. Zur Vorbereitung
der Verhandlungen haben der Bund wie auch
die Länder Gutachten in Auftrag gegeben.
Diese seit vergangenem Jahr vorliegenden Ex-
pertisen haben den Bedarf im Wesentlichen
auf Grundlage der abgeschlossenen Ver-
kehrsverträge mit den Eisenbahnen ermittelt. 

Bedarfsschätzung unterschiedlich Die
Länder halten demnach einen Betrag von

Auch wenn NRW bei der Neuverteilung der ÖPNV-Bundeszuschüsse
einen höheren Anteil erhält, wird dieser Betrag weder den 
Investitions stau auflösen noch den Bedarf von morgen abdecken

Die Finanzierung des ÖPNV in
den NRW-Kommunen 

Euro rollt
unrund 

Volker Wente ist Geschäfts-
führer Nordrhein-Westfalen
beim Verband Deutscher
Verkehrsunternehmen e. V.
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▲ Ein attraktiver öffentlicher Nahverkehr ist in der Fläche zunehmend schwierig zu finanzieren
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8,5 Mrd. Euro für erforderlich, während aus
Sicht des Bundes 7,6 Mrd. Euro jährlich aus-
reichen müssten. Ungeachtet der Differenz
konstatiert immerhin auch der Bund die
Notwendigkeit einer deutlich besseren Fi-
nanzausstattung der Länder.
Notwendig wird diese schon deshalb, weil
die Aufgabenträger das Rationalisierungs-
potenzial im SPNV weitgehend ausge-
schöpft haben. War es in der Vergangenheit
noch möglich, neue Fahrzeuge oder verbes-
serte Qualität ohne Preisaufschlag bei Aus-
schreibungen oder im Verhandlungswege
durchzusetzen, zeigen die Ergebnisse der
jüngsten Vergabeverfahren, dass steigende
Trassenpreise und Personalkosten sowie Ri-
siken bei den Strompreisen zu einem deut-
lich höheren Zuschussbedarf führen. Wird
dies zukünftig in der Finanzausstattung
nicht berücksichtigt, müssen in NRW die
Kommunen diese Differenz ausgleichen
oder quantitative respektive qualitative
Leistungseinschränkungen hinnehmen.
Auf gutem Wege hin zu einer Lösung ist al-
lerdings das Problem, nach welchem Schlüs-
sel die Regionalisierungsmittel zukünftig
auf die Bundesländer verteilt werden. Hier
hält sich der Bund - rechtlich unzulässig,
aber in der Sache nachvollziehbar - zurück
und erwartet eine Einigung der Länder. 

Neue Länder vorn Im Kern ist diese Mittel-
verteilung vor 20 Jahren festgelegt worden.
Wesentliche Entscheidungsparameter da-
mals waren der extrem teure Betrieb des
SPNV durch die ehemalige Deutsche Reichs-
bahn in den neuen Bundesländern und der er-
hebliche Nachholbedarf im investiven Be-
reich dort. Beides führte zu einer - damals an-
gemessenen - extrem guten Finanzausstat-
tung der neuen Länder. 
Mittlerweile ist der Investitionsstau abgear-
beitet, und die Produktivität der Verkehrsun-

ternehmen in den
neuen Ländern
hält heute jedem
Vergleich stand.
Deshalb haben
sich die Länder auf
Initiative Nord-
rhein-Westfalens
auf eine Neuver-
teilung geeinigt,

von der NRW - wird sie denn umgesetzt - er-
heblich profitieren wird. Während NRW heu-
te 15,76 Prozent der Regionalisierungsmittel
erhält, sollen es zukünftig knapp 19 Prozent
sein. Das entspricht zwar immer noch nicht
den 21,2 Prozent des Königsteiner Schlüssels,
nach dem üblicherweise die Ressourcen unter
den Ländern verteilt werden. Allerdings
schließt sich somit weitgehend eine erhebli-
che Gerechtigkeitslücke.
Ganz anders ist die Problemlage beim GVFG
und bei den Entflechtungsmitteln. Aus diesen
werden insbesondere Großvorhaben im städ-
tischen Nahverkehr wie beispielsweise die
Werhahn-U-Bahn in Düsseldorf oder die
Nord-Süd-Stadtbahn in Köln finanziert. Darü-
ber hinaus wird daraus auch das Bahnhofs-
modernisierungsprogramm, das Deutsche
Bahn und Land vereinbart haben, dotiert. Die-
se Mittel werden also für Maßnahmen ver-
wendet, die einzelne Kommunen finanziell
überfordern würden, selbst wenn man die ak-
tuell desolate Haushaltssituation zahlreicher
NRW-Kommunen außer Acht ließe. 

Kleinere Investitionen Aus diesen beiden
Blöcken  und den verbleibenden Regionalisie-
rungsmitteln werden auch die ÖPNV-Pau-
schale für die Aufgabenträger und die Inves-
titionspauschale der Zweckverbände ge-
speist. Hieraus werden kleinere Investitions-
maßnahmen wie Netzergänzungen der Stra-
ßenbahnen, neue Haltestellen oder Busbahn-
höfe, zum Teil die Beschaffung neuer Fahrzeu-
ge sowie in weiten Teilen der Eigenaufwand
der Aufgabenträger und Zweckverbände fi-
nanziert.
Zur Wahrheit gehört allerdings auch, dass sich
Bund und Länder im Rahmen der Föderalis-
muskommission II darauf verständigt haben,
das GVFG und das Entflechtungsgesetz 2019
auslaufen zu lassen. Dafür haben die Länder
an anderer Stelle Kompensation erhalten. 

Das hilft den Kommunen als Aufgabenträ-
ger für den ÖPNV und den Verkehrsunter-
nehmen in NRW allerdings nicht weiter.
Denn diese Kompensation ist nicht bei ih-
nen - zweckgebunden für den Verkehr - an-
gekommen. Mittlerweile ist die Einsicht ge-
wachsen, dass diese Streichung kontrapro-
duktiv war. Selbst der frühere Bundesver-
kehrsminister Peter Ramsauer hat Korrek-
turbedarf angemeldet.

Rein freiwillig? Streng nach Gesetz ist der
ÖPNV lediglich eine freiwillige Aufgabe der
Kommunen. Faktisch jedoch ist ein leis-
tungsfähiges ÖPNV-Angebot unabdingbar.
Der Lokführer-Streik der GDL, der lediglich
einen kleinen Ausschnitt des ÖPNV betraf,
hat vor Augen geführt, welche Bedeutung
der ÖPNV als Infrastrukturvoraussetzung
für den Wirtschaftsstandort Deutschland
hat. Jenseits der juristischen Einordnung
kommen Kommunen also nicht umhin, leis-
tungsfähige Verkehrssysteme vorzuhalten
und vor allen Dingen auch bedarfsgerecht
weiterzuentwickeln. Deshalb ist nicht nur
die Höhe der Mittel relevant, sondern auch
deren Zweckbindung an den öffentlichen
Verkehr.
Allerdings gibt es, wie die Ergebnisse der Fö-
deralismuskommission II zeigen, gerade im
finanzpolitischen Umfeld beachtliche Strö-
mungen, die für einen Verzicht auf die
Zweckbindung plädieren. Gleiches gilt für
die laufende Neuordnung der Bund-Länder-
Finanzbeziehungen. Auch hier gibt es ge-
wichtige Stimmen, die einen Verzicht auf
diese zweckgebundenen Finanzierungsin-
strumente vorschlagen und stattdessen
den Ländern etwa höhere Anteile an der
Umsatzsteuer zugestehen wollen. 
Die Erfahrung lehrt, dass diese Herange-
hensweise langfristig hoch gefährlich ist.
Denn Schuldenbremse, Haushaltskonsoli-
dierung und vor allen Dingen kurzfristiger
Konsum erhalten politisch oft den Vorzug
vor langfristigen Investitionen. Diese sind
jedoch zur Aufrechterhaltung der volkswirt-
schaftlichen Wettbewerbsfähigkeit unab-
dingbar. 

Gefahr Ausbaustopp Die Auswirkungen
der geplanten Abschaffung des GVFG und
des Entflechtungsgesetzes sind heute
schon klar zu erkennen. Das Land NRW hat
angekündigt, die Investitionspauschale der
Zweckverbände von 120 Mio. Euro ab 2019
zu streichen. Größere Neubau- und Ausbau-
maßnahmen im ÖPNV werden praktisch
nicht mehr projektiert. 

◀ Bis zum Jahr
2020 müssen Busse
und Straßen-
bahnen barriere-
frei umgerüstet
sein
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Durchgeplante, verkehrlich sinnvolle Maß-
nahmen wie die neue Stadtbahn in Aachen,
die Erweiterung des Stadtbahnnetzes in
Bielefeld oder in Oberhausen werden aller-
dings von der Bevölkerung abgelehnt. Wäh-
rend steigende Betriebskosten noch akzep-
tiert würden, weil diesen ein erheblicher
Nutzen gegenübersteht, hatte man vieler-
orts Sorge, neue Investitionen nicht mehr
bis 2019 abschließen zu können und dann
einen erheblichen Teil dieser Kosten selbst
tragen zu müssen.
Sollen die Kommunen auch zukünftig ihrem
gesetzlichen Auftrag, ein leistungsfähiges
ÖPNV-Angebot vorzuhalten, gerecht wer-
den, müssen deshalb die Mittel nach dem
GVFG und dem Entflechtungsgesetz ebenso
zweckgebunden beibehalten werden wie
die des Regionalisierungsgesetzes. 

Fortentwicklung nicht bedacht Sorge
bereitet allerdings ein anderer Punkt. Die
Neuregelung der Nahverkehrs-Finanzie-
rung betrachtet nach wie vor nur den Status
quo. Eine Generalinventur des Systems ver-
bunden mit dem Herausarbeiten zukünfti-
ger Aufgaben und Ziele fand nicht statt.
Den Handlungsbedarf in NRW hat die vom
Verkehrsministerium berufene „Zukunfts-
kommission Busse und Bahnen 2025“ ganz
konkret beschrieben. Die Kommission hält
beispielsweise eine Verdopplung der Nach-
frage - unter anderem aus Gründen des Kli-
maschutzes - für sinnvoll und notwendig. 
Für eine zukunftsgerichtete Finanzierung
des Nahverkehrs hätte man sich mit diesen
Fragen zumindest ernsthaft auseinander-
setzen müssen - vor allen Dingen, weil Alter-
nativen wie der Ausbau des Straßennetzes
oder der Ausgleich volkswirtschaftlicher
Kosten des Individualverkehrs auch nicht
zum Nulltarif zu haben sind. Vier Punkte ha-
ben besondere Aufmerksamkeit verdient:

• Der SPNV in die Oberzentren und zwischen
diesen ist in NRW vergleichsweise gering
dimensioniert. Die aktuelle und potenziel-
le Nachfrage würde durchaus ein größeres
Angebot rechtfertigen. Dem setzt die
Schienen-Infrastruktur jedoch Grenzen.
Deshalb müsste über einen Ausbau der In-
frastruktur zur Schaffung zusätzlicher Ka-
pazitäten nachgedacht werden.

• Das vor kurzem novellierte Personenbe-
förderungsgesetz gibt den Aufgabenträ-
gern auf, das Bus- und Straßenbahn-Ange-
bot im Nahverkehrsplan bis 2022 „voll-
ständig barrierefrei“ zu planen. „Planen“
bis 2022 bedeutet selbstredend nicht „um-

setzen“. Dennoch geht die öffentliche Er-
wartungshaltung von erheblichen Fort-
schritten bei der Herstellung der Barriere-
freiheit aus. Tatsächlich muss man sich
aber auf Rückschritte einstellen. Der Ver-
kehrsverbund Rhein-Ruhr musste soeben
aufgrund der unsicheren Finanzlage die
Mittel für den barrierefreien Ausbau der
Stadtbahn-Haltestellen für die kommen-
den Jahre halbieren. Andernfalls hätten
die Kommunen dies in erheblichem Um-
fang - zusätzlich zum üblichen Eigenan-
teil - selbst finanzieren müssen.

• Vom Volumen ganz erheblich, wenn auch
für kreisangehörige Kommunen von unter-
geordneter Bedeutung, ist der Sanierungs-
stau der elf Stadtbahnsysteme in NRW. Al-
lein für Tunnel, Gleisanlagen und Haltestel-
len besteht ein Investitionsbedarf von rund
220 Millionen Euro jährlich, von dem aktu-
ell nur ein Viertel gedeckt ist.

• Gerade im ländlichen Raum macht der de-
mografische Wandel erhebliche Anpas-
sungsprozesse notwendig. Sinkende
Schülerzahlen um rund 25 Prozent inner-
halb von zehn bis 15 Jahren in den Regie-
rungsbezirken Arnsberg oder Detmold,
verbunden mit der Alterung der Bevölke-
rung und dem Wegzug in die Städte höh-
len die wirtschaftliche Basis des ÖPNV aus.
So sind die Busleistungen landesweit in
den vergangenen zehn Jahren um rund
acht Prozent zurückgegangen. 

Gegenstrategie Schnellbus Es besteht
zumindest die Gefahr, dass diese unkoordi-
nierte Schrumpfung des ÖPNV den „Entlee-
rungsprozess“ des ländlichen Raums noch
beschleunigt. Dabei gibt es erfolgreiche Ge-
genstrategien wie die Einführung von
Schnellbus-Verbindungen aus den Unter-
zentren in die großen Mittelzentren und die
Oberzentren. Komfortable, schnelle, stünd-
lich bediente Busverbindungen ohne Um-
weg „über die Umgehungsstraße“ schaffen
mit dem PKW vergleichbare Reisezeiten und
Komfort - allerdings zu Fahrpreisen deutlich
unter den Kosten des PKW. Damit wird der
ländliche Wohnort auch für Jüngere und ge-
ringer Verdienende wieder attraktiv. 
Der Erfolg der Schnellbuslinie Bocholt-Bor-
ken-Münster belegt dies exemplarisch. Die
dort gezählten 3.000 Fahrgäste täglich
übertreffen die Nachfrage der meisten Ne-
benstrecken der Bahn ganz erheblich. Wäh-
rend die weitere Reaktivierung von Bahn-
strecken bestenfalls punktuell - etwa in Rich-
tung Oberzentren - verkehrlich und finan-
ziell darstellbar ist, könnten auf diesem We-
ge rasch und mit geringem finanziellen Auf-
wand deutliche Verbesserungen für den
ländlichen Raum im ÖPNV erzielt werden.
Allerdings müssten diese Schnellbusverbin-
dungen aus Regionalisierungsmitteln geför-
dert werden, und die Kommunalpolitik muss
sich klar für diese aussprechen anstelle einer
prestigeträchtigen, aber kaum finanzier-
baren Bahnstrecken-Wiederbelebung.
Gerade diese Herausforderungen zeigen, dass
Kommunen ebenso wie die Verkehrsunter-
nehmen unverzüglich finanzielle Planungs-
sicherheit benötigen. Auch wenn die Neufest-
setzung der Finanzausstattung des ÖPNV vor
dem Hintergrund der Schuldenbremse wohl
nicht der große Wurf wird, bekommen Kom-
munen und Verkehrsunternehmen immerhin
Gestaltungsspielraum, um in diesem Rahmen
Prioritäten zu setzen und die Herausforderun-
gen anzugehen. Das wäre das Mindeste, was
man von Bund und Land erwarten darf. ●

NRW-Landeshaushalt ÖPNV/SPNV 2015 
Herkunft der Mittel

NRW-Landeshaushalt ÖPNV/SPNV 2015 
Verwendung der Mittel

▲ Der Hauptanteil der vorwiegend vom Bund
stammenden Mittel für ÖPNV und SPNV fließt 
in den Schienenverkehr
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Bus-
Schwund 

Wegen der demografischen Entwicklung bei gleichzeitig steigenden
Anforderungen wird ÖPNV im ländlichen Raum immer schwieriger,
sodass Einschränkungen nicht zu vermeiden sind

Die Finanzierung des ÖPNV in
ländlichen Gebieten 

it den Gesetzen zur Regionalisie-
rung des Personenverkehrs sind in

NRW die Kreise und kreisfreien Städte zu-
ständige Behörden für den Öffentlichen
Personennahverkehr (ÖPNV) geworden.
Die Zuständigkeit erstreckt sich auf die Pla-
nung, Organisation und Finanzierung des
ÖPNV. Damit sind die kreisangehörigen
Städte und Gemeinden nur noch unter
ganz bestimmten Voraussetzungen für
den ÖPNV im eigenen Gebiet zuständig. 
Im Kreis Lippe sollte aber auch die Einbin-
dung des kreisangehörigen Raums in die
Gestaltung des ÖPNV Angebotes gewähr-
leistet sein. Daher wurde 1996 die Kommu-
nale Verkehrsgesellschaft (KVG) Lippe mbH
als gemeinsam getragene Management-
gesellschaft gegründet. 
In ländlichen Gebieten ist der Busverkehr

der wesentliche Träger des öffentlichen
Nahverkehrs. Der Schienenverkehr spielt
dort eine untergeordnete Rolle. Hauptkun-
dengruppe und damit die wichtigste Finan-
zierungssäule ist der Schülerverkehr mit
bis zu 90 Prozent des Verkehrsaufkom-
mens in einzelnen Teilräumen. 
Insofern wird der ÖPNV im ländlichen
Raum vor allem von den Kommunen als
Schulträgern finanziert. Die Verkehrsunter-
nehmen haben ihren Fokus daher eher auf
die Optimierung des Schülerverkehrs als
„Zwangskunde“ gelegt und sich weniger
um die Gewinnung so genannter wahlfrei-
er Jedermannkunden gekümmert. 

Höhere Gemeinschaftstarife Die allge-
meine Kostensteigerung ist in der Regel
durch Anheben der in NRW flächende-

ckend vorhandenen Gemeinschaftstarife
aufgefangen worden. Da ein Gemein-
schaftstarif den unterschiedlichen Markt-
bedingungen vor Ort nur unzureichend
Rechnung trägt, hat sich in ländlichen Ge-
bieten mittlerweile eine Schieflage im
Preis-/Leistungsverhältnis entwickelt. So
gilt die Preisstufe 1 mit fast identischem
Preisniveau ebenso in Bielefeld mit rund
330.000 Einwohner/innen, Bus-, Stadt-
bahn- und Bahnnetz wie in Augustdorf mit
rund 10.000 Einwohner/innen und einer
Buslinie im Stundentakt.
Unabhängig vom Preisniveau kann auch
die Entwicklung der Schullandschaft - etwa
Schließung von Standorten, Umbau zu Ver-
bundschulen, Gemeinschaftsschulen oder
Bildung von Gesamtschulen - zu erhebli-
chen Verwerfungen führen. Dies betrifft
den Kostendeckungsgrad von Verkehrsan-
geboten ebenso wie die Zuzahlungen der
Schulkostenträger zur Finanzierung der
Schülertickets. 

M

Achim Oberwöhrmeier ist
Geschäftsführer der KVG
Lippe

DER AUTOR

▲ In ländlichen Regionen Nordrhein-Westfalens kommt dem Busverkehr eine herausragende Bedeutung zu
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Schülerzahlen rückläufig Aus Sicht der
finanziellen Gewährträger ist die für den
ÖPNV negative demografische Entwick-
lung mit sinkenden Schülerzahlen, einer
älter werdenden Bevölkerung oder Ab-
wanderung im ländlichen Raum überall
spürbar. Gleichzeitig werden die Kosten
durch wachsende Anforderungen wie
Nachmittagsunterricht, Tariftreue- und
Vergabegesetz, barrierefreier ÖPNV und
vieles mehr nach oben getrieben. Im Kreis
Lippe geht man davon aus, dass allein aus
der Anwendung des Tariftreue- und Verga-
begesetztes NRW die Kosten zusätzlich zur
allgemeinen Teuerung um bis zu 20 Pro-
zent steigen. 
Diese Kostensprünge können nicht mehr
über Tariferhöhungen weitergegeben wer-
den. Synergieeffekte sind in Lippe bereits
weitgehend ausgeschöpft durch intensive
Zusammenarbeit mit den städtischen Auf-
gabenträgern. So werden zu bedienende
Siedlungsbereiche aufgeteilt, um Doppel-
abdeckung zu vermeiden. Die Zusammen-
arbeit geht soweit, dass beispielsweise bei
Kapazitätsengpässen Linien unterneh-
mensübergreifend als Gemeinschaftslini-
en betrieben werden.
Neue Kunden und Kundinnen zu gewinnen,
wird im ländlichen Raum immer schwieri-
ger. Dieses Potenzial ist in der Vergangen-
heit stark vernachlässigt worden. Hier
scheint dringend ein Paradigmenwechsel
erforderlich, um komplett neue (Tarif-)Stra-
tegien zu entwickeln und umzusetzen. Blo-
ße „Tarifkosmetik“ reicht längst nicht mehr
aus. 

Gekoppelte Preise Der ÖPNV befindet
sich in einem Teufelskreis. Steigen die Prei-
se der Schülertickets, dann steigen in nahe-
zu gleichem Maß die Ticketpreise insge-
samt. Denn die Fördermittel des Landes für
den Schülerverkehr gemäß § 11a Regionali-
sierungsgesetz NRW sind daran gebunden,
dass Schülertickets mindestens einen Ra-
batt von 20 Prozent zur Monatskarte für
den allgemeinen Verkehr aufweisen. Damit
wird indirekt das gesamte Ticketsortiment
auf ein höheres Preisniveau gehoben. 
Da die Landesmittel nach Umsatz im Schü-
lerverkehr auf die Verkehrsunternehmen
verteilt werden, entsteht daraus sogar ein
Anreiz nach hohen Preisen. Denn ein höhe-
rer Preis für das Schülerticket gewährleis-
tet auch einen höheren Anteil an Förder-
mitteln. Dieses Phänomen zeigt sich im Üb-
rigen auch bei den Zahlungen aus dem
Schwerbehindertengesetz. 

Das heutige Preisniveau ist in den großen
Städten aufgrund des deutlich besseren
ÖPNV viel eher zu vermarkten als im länd-
lichen Raum. Dort fehlen mehr und mehr
attraktive Angebote, die konkurrenzfähig
gegenüber anderen Verkehrsmitteln wä-
ren. Das Problem ausgedünnter Fahrpläne

verschärft sich, wenn an der Preisschraube
zur Defizitabdeckung nicht mehr weiter
gedreht werden kann. Dann reagiert man
mit der Streichung von Fahrten. Somit wird
das ÖPNV-Angebot aus Sicht der Nutzen-
den immer unattraktiver. Die Folge ist ein
weiterer Verlust von Fahrgästen.

Neue Ideen nötig Insofern brauchen die
ländlichen Räume auch eine Flexibilisie-
rung der Gemeinschaftstarife, wobei
gleichzeitig die Durchlässigkeit des Tarif-
systems erhalten bleiben muss. Hierzu hat
die KVG Lippe gemeinsam mit den Aufga-
benträgerorganisationen der Nachbarkrei-
se ein Projekt aufgelegt. Dieses verfolgt das
Ziel, marktfähige Preise und Tickets mit ein-
fachem  ÖPNV-Netzzugang und deutli-
chem Mehrwert zu entwickeln. Selbstre-
dend soll es weiterhin möglich sein, diese
Produkte nahtlos in den Gemeinschaftsta-
rif einzubauen. 
Ein zweiter Fokus liegt auf den Verwal-
tungsprozessen im Hintergrund. In Ge-
meinschaftstarifen sind Verfahren zur Auf-
teilung der Einnahmen unter den beteilig-
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Lippe ist ein nordrhein-westfälischer
Landkreis an der Grenze zu Niedersach-
sen. In Lippe leben rund 350.000 Men-
schen auf einer Fläche von 1.250 Quadrat-
kilometer. In der nördlichen und westli-
chen Peripherie verlaufen Autobahnen so-
wie die Eisenbahnlinie Ruhrgebiet-Berlin.
Der Kreis Lippe wird durch eine SPNV-
Hauptstrecke und eine -Nebenstrecke so-
wie drei Stadtverkehrssysteme und gut
100 Regionalbuslinien erschlossen. Die
KVG Lippe wurde 1996 vom Kreis Lippe
sowie den 16 kreisangehörigen Städten
und Gemeinden gegründet. Sie hat die
Aufgabenträgerschaft im ÖPNV als Erfül-
lungsgehilfe wahrzunehmen.

◀ Niederflurbusse
ermöglichen älteren
Menschen leichtes
Ein- und Aussteigen 
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werden jeden Tag

15.000 Schüler/
innen in den 

Regionalbussen
transportiert
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Innovatives Parkraum-
Management und -Pricing 

it einem Schreiben zur „Überwa-
chung des ruhenden Verkehrs“

vom April 2015 weist das NRW-Ministerium
für Inneres und Kommunales darauf hin,
dass gemäß § 13 Absatz 3 Straßenverkehrs-
ordnung (StVO) die Parkscheibe im Sinne
des § 13 Absatz 2 Satz 1 Ziffer 2 StVO auch in

Neue digitale Technologien wie Sensoren, Smartphones und Apps
erlauben eine wirksamere Verknüpfung der Verkehrsträger und 
somit eine effektivere Nutzung der knappen Verkehrsflächen

elektronischer Form Verwendung finden
kann. Das Bundesministerium für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung hat hierzu im
Verkehrsblatt 2012 die technischen Anfor-
derungen an die elektronische Parkscheibe
definiert.1
Die elektronische Parkscheibe ist aber nur ein
Beispiel dafür, dass sich die Digitalisierung
auch im Mobilitätsbereich durchsetzt. Da in
den zurückliegenden Jahren mit dem Einsatz
neuer Kommunikationstechnologien - Handy-
parken, Internet-Plattformen, Smartphone-
Apps und Ähnliches - immer neue Geschäfts-
modelle entstanden sind, stehen die Kom-
munen vor der Aufgabe, sich mit den neuen

M

Dr. Hendrik Koch ist Senior-
Berater bei der mobilité 
Unternehmensberatung
GmbH

Dr. Roman Suthold ist Leiter
des Fachbereichs Verkehr
und Umwelt beim ADAC
Nordrhein e.V.

DIE AUTOREN

ten Verkehrsunternehmen respektive wirt-
schaftlich verantwortlichen Akteuren er-
forderlich. Diese Verfahren sind noch zu
langwierig, zu kompliziert und vor allem zu
teuer.
Die Umsetzung neuer Ideen erfordert aber
mutige Entscheidungen. Es ist davon aus-
zugehen, dass während der Umstellungs-
phase die vorhandenen Kund(inn)en ver-
gleichsweise schnell in günstige Produkte
wechseln, aber neue Kunden und Kundin-
nen erst nach und nach zu gewinnen sind.
Dieses wirtschaftliche Risiko ist entspre-
chend zu berücksichtigen.

Mehr Steuermittel Insgesamt kann sich
der ÖPNV kaum noch durch eigene Erträge
finanzieren. In Lippe wird mittlerweile der
weitaus größte Teil des öffentlichen Ver-
kehrs direkt von den Aufgabenträgern fi-
nanziert. Damit tritt praktisch die gesamte
kommunale Familie in die Finanzverant-
wortung für die Sicherstellung des ÖPNV-
Angebotes als Daseinsvorsorge. Insofern
steht zu erwarten, dass die zusätzlichen
Kosten voll auf die kommunalen Haushal-
te durchschlagen. 
Als Konsequenz muss das Niveau der Da-
seinsvorsorge überprüft und gegebenen-
falls weiter abgesenkt werden. Der klassi-
sche Linienverkehr, der von den Kreisen als
Aufgabenträger über die Kreisumlage fi-
nanziert wird, konzentriert sich dann mehr
und mehr auf die Hauptachsen. Der Er-
schließungsverkehr wird in zunehmendem
Maße durch Verkehr nach Bedarf ersetzt.
Kreisangehörige Städte und Gemeinden
müssten dann das Basisangebot durch
selbst finanzierten Zusatzverkehr ergän-
zen. 
Anders als der Schienenverkehr erhält das
Bussystem keine Bundes- oder Landeszu-
schüsse zu den Betriebskosten. Im Gegen-
teil - in der Vergangenheit sind Bundes-
und Landesmittel sogar gekürzt worden.
Die Kürzungen aus dem so genannten
Koch-Steinbrück-Papier oder im Bereich der
Ausgleichszahlungen für die unentgeltli-
che Beförderung Schwerbehinderter sind
immer noch spürbar. 
Aufgrund der kommunalen Kassenlage
steckt der ÖPNV in ländlichen Gebieten so-
mit in einem Dilemma. Es ist dringend er-
forderlich, neue Finanzierungsquellen zu
erschließen. Dabei wäre denkbar, auch dem
in der Regel schienenfernen ländlichen
Raum die Möglichkeit zu geben, beispiels-
weise einen Anteil an den Regionalisie-
rungsmitteln des Bundes zu erhalten. ●

Punktlandung
Parkplatz 
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1 Vgl. Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung (BMVBS), Ausgestaltung von elektronischen Parkschei-
ben, in: Verkehrsblatt, Heft 13/2012, S. 502-503.
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◀ Der erste so genannte switchh-
Punkt am Berliner Tor in Hamburg 
bietet S-Bahn, Taxi, Carsharing, Leihräder,
Fahrradgaragen und Servicestelle an ei-
nem Ort

technologischen Möglichkeiten beim Thema
Parken und im Bereich des Parkraummana-
gements auseinanderzusetzen.2
Besonders für den ruhenden Verkehr kann
der Einsatz neuer Technologien - smartes
Parkraummanagement - ein wirkungsvol-
les Instrument sein, um den derzeitigen und
zukünftigen Herausforderungen gerecht zu
werden. Die Steuerungsfunktion durch
Parkraummanagement umfasst neben der
ökonomischen und ökologischen Steue-
rung ebenso die Beeinflussung der Ver-
kehrsabwicklung.

2 Vgl. auch: Kampmeier, P. Koch, H., Mußmann, G., Suthold, R.:
Smartes Parkraummanagement und Mobilitätsstationen, in:
DER NAHVERKEHR, Heft 3/2015, S. 48-52.
3 Arbeitsgemeinschaft fahrradfreundlicher Städte, Kreise
und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen, Parken ohne Ende,
2012.

Private einbeziehen Parkraummanage-
ment sollte sich hierbei nicht nur auf öffent-
liche Parkflächen beschränken, sondern
auch private Stellplätze einbeziehen. Gut 50
Prozent der Parkplätze in Kernstädten
sind in privater Hand. Das Parkraummana-
gement ist so zu erweitern, dass auch die
privaten Stellplätze in der Parkraumpla-
nung berücksichtigt werden. 
Carsharing bietet zudem mittel- bis lang-
fristig das Potenzial, den Parkraumbedarf
in Städten zu senken. Kurzfristig führt je-
doch besonders das so genannte Free
Floating Carsharing - Fahrzeuge können
überall übernommen und abgestellt wer-
den - zu einer weiteren Verschärfung der
vielerorts kritischen Parkraumsituation.
Eine Entspannung der Situation ist somit
derzeit nicht absehbar. Denn der Fahr-
zeugbestand in Deutschland hat laut
Kraftfahrt-Bundesamt von 2012 mit insge-
samt 61,5 Millionen Einheiten einen neu-
en Höchststand erreicht.

Gebühren abgestuft Die Preisgestal-
tung der Parkraumkonzepte sollte sozial-
verträglich und transparent sein. In Köln
beispielsweise haben sich die jährlichen
Einnahmen aus Parkgebühren von 2001
bis 2013 mehr als verdoppelt. Es darf nicht
der Eindruck einer willkürlichen Gebüh-
renfestsetzung entstehen. Eine Differen-
zierung der Gebühren sollte zudem nach
zeitlichen Komponenten - etwa Haupt-

last- oder Schwachlastzeiten - oder örtli-
chen Faktoren - zentrumsnaher Innen-
stadtbereich mit hohem Parkdruck gegen-
über Außenbereich - erfolgen.

Die Blauen Zonen der Stadt München
sind ein gutes Beispiel für Parkraumbe-
wirtschaftung im Mischprinzip. Durch
blaue Striche auf der Fahrbahn - Ladezone
orange - werden Parkzonen mit einer ein-
heitlichen Parkregelung markiert. Außer-
halb des kostenlosen Parkens von 23 bis 8
Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen ist die
Parkdauer generell auf zwei Stunden be-
grenzt, und es wird eine zweistufige Park-
gebühr erhoben. 
Der Vorteil dieser Gestaltung ist, dass die
Parkregelung statt mit vielen Verkehrszei-
chen mit einheitlichen Markierungen am
Boden angezeigt wird. Dadurch sinkt die
Zugangsschwelle für die Autofahrer. Hin-
ter der klaren Markierung stehen einfa-
che Regeln, die Unklarheiten vermeiden
und so zu einem höheren Komfort für die
Nutzenden beitragen.3

Reservierung vorab Ebenfalls zu mehr
Komfort soll zukünftig die Reservierung
eines Parkplatzes bereits vor Fahrtantritt
führen. Bei verstärkter Nutzung von Elek-
trofahrzeugen ist eine Reservierung des
Parkplatzes von besonderer Bedeutung.
Das Smartphone bietet hierbei ein großes
Potenzial an Möglichkeiten - etwa eine
Verknüpfung der multimodalen Reisepla-
nung mit entsprechender Parkplatzreser-
vierung über Mobilitäts-Apps wie moovel. 
Es zeichnet sich ab, dass insbesondere bei
der Kurzzeitvermietung privater Parkflä-
chen - so genanntes Parkplatz-Sharing -
entsprechende Smartphone-Apps eine
große Rolle spielen werden. Verschiedene
Apps wie ParkNow, Park2gether oder am-
pido, die beispielsweise von Automobil-
konzernen betrieben werden, sind jetzt
schon verfügbar. Diese Angebote werden
zukünftig auch auf öffentliche Parkflä-
chen ausgeweitet. Dort stehen bereits
vergleichbare Lösungen - etwa Parkmobi-
le - zur Verfügung. 
Neue Entwicklungen im Bereich Nahfeld-
kommunikation (NFC) lassen hier in Zu-
kunft weitere Anwendungsfelder erwar-

◀ Durch Einsatz
intelligenter
Technologien
könnte die 
zeitraubende
Suche nach
Parkplätzen
bald der 
Vergangenheit
angehören
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ten, wenn mit dem Smartphone Zugang
zu und Bezahlung von Parkhäusern abge-
wickelt werden. Inwieweit jedoch Park-
platzvermittlungsbörsen wie parkonaut -
dabei werden öffentliche Parkplätze von
privaten Anbietern gegen Bezahlung re-
serviert - rechtens sind, muss noch geklärt
werden.

Auslastung messen Mit Blick auf eine
angemessene Erhebung von Parkgebühren
ergeben sich durch die digitale Vernetzung
ebenfalls neue Möglichkeiten. Durch den
flächenhaften Einsatz von Sensoren auf der
Straße kann die Stellplatzauslastung präzi-
se bestimmt werden - so etwa in San Fran-
cisco oder Berlin. Was aus heutiger Sicht
noch aufwändig und teuer erscheint, könn-
te angesichts sinkender Preise bei der Sen-
sortechnik künftig für Städte eine lohnens-
werte Investition darstellen. 
Eine Steuerung der Parkraumgebühren
über die Auslastung entspräche dem wirt-
schaftlichen Prinzip des Ausgleichs von
Angebot und Nachfrage. Dies kann somit
als gerechter angesehen werden als die
häufig intransparente Festlegung fixer Ge-
bühren.
Auch durch die Errichtung innovativer
Quartiersgaragen lässt sich das Stellplatz-
angebot in einem Quartier optimieren.
Durch intelligente Kapazitätssteuerung,
unterstützt durch differenzierte Preismo-
delle - Tagesnutzung gegenüber Nacht-
nutzung, Kurzzeit- und Langzeitmiete, fes-
te Stellplätze gegenüber flexiblen Stell-
plätzen -, kann eine Quartiersgarage für
die beiden Zielgruppen Anwohner/innen
sowie Besucher/innen ein Mittel zum effi-

zienteren Parken im städtischen Umfeld
sein. 

Mobilitätsstationen Die Entlastung
bietet Raum zur Einrichtung von Mobili-
tätsstationen, welche als zentrale Ver-
knüpfungspunkte für unterschiedliche
Verkehrsmittel dienen. Angesichts einer
voranschreitenden Vernetzung der Ver-
kehrsträger durch multimodale Angebote
in vielen deutschen Städten - etwa Düs-
seldorf, Hamburg, Hannover oder Stutt-
gart - wird mehr und mehr die lokale Ver-
knüpfung von Verkehrsmitteln in Gestalt
von Mobilitätsstationen relevant. 
Diese „multimodalen Mobilitäts-Hubs“
vereinen mehrere Bestandsteile unter ei-

nem Dach: Bahn- und Bushaltestelle, Car-
sharing, Bikesharing, Abstellmöglichkeit
für Fahrzeuge (B&R/P&R), Information
und Beratung (Mobilitätsmanagement),
Ladestationen für E-Bikes und Elektroau-
tos. Hauptaufgabe dieser Mobilitätssta-
tionen ist es, die lokalen Verkehrsträger an
einem Standort zu bündeln und sie für je-
dermann zugänglich zu machen. Sie ge-
statten das Umsteigen der Kund(inn)en
zwischen unterschiedlichen Fahrzeugen,
Linien oder Verkehrssystemen. 
Das Parken von Fahrzeugen des Indivi-
dualverkehrs ist somit auch Bestandteil
des „nahtlosen“ Übergangs zwischen den
Verkehrsmitteln. Die Quartiersgarage als
Bestandteil einer Mobilitätsstation bietet
somit eine optimale Verknüpfung des Pkw
mit anderen Verkehrsmitteln und fördert
die multimodale Nutzung im städtischen
Umfeld. In Hamburg wird an verschiede-
nen „switch-Punkten“ im Stadtgebiet eine
lokale Verknüpfung der verschiedenen
Verkehrsangebote bereits exemplarisch
umgesetzt - S-Bahn und Bus, B&R-Stell-
plätze, Leihräder von StadtRad sowie
car2go und Europcar-Parkplätze. 

Mehr Verkehrsmittel-Mix Zweifels-
ohne wird der öffentliche Verkehr indivi-
dueller, der motorisierte Individualver-
kehr öffentlicher. Aus diesem Grund wird
zukünftig - insbesondere im städtischen
Umfeld - ein breiterer Mobilitätsmix aus
individuellem, geteiltem und öffentli-
chem Verkehr von der Bevölkerung nach-
gefragt. Dies umfasst ebenso ein intelli-
gentes Management des Parkraums, um
die begrenzten Verkehrsflächen in der
Stadt optimal zu nutzen. 
Die Einrichtung multimodaler Mobilitäts-
stationen stellt eine Notwendigkeit dar,
um die lokale Verknüpfung unterschiedli-
cher Verkehrsträger effizient abzuwickeln.
Die Integration smarter Parklösungen ver-
einfacht hierbei den Übergang vom moto-
risierten Individualverkehr zu anderen
Verkehrsmitteln und minimiert die Hür-
den einer intermodalen Mobilität. 
Dies erfordert jedoch neben dem Gestal-
tungswillen im Rahmen einer modernen,
urbanen Verkehrsplanung einen einheitli-
chen Rechtsrahmen, der die Umgestal-
tung des öffentlichen Straßenraums mög-
lich macht. Insgesamt erlaubt die Digita-
lisierung beim Thema Parken den Einstieg
in neue Formen der Mobilität - sei es über
elektronische Parkscheiben, Internetplatt-
formen oder Mobilitäts-Apps. ●

▲ In einigen Innenstadtbereichen von München
sind Parkzonen deutlich blau markiert
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Autor: Dr. Christof Hoffmann, Leitender Re-
gierungsdirektor im Landesverwaltungs-
amt Saarland, Synopse mit erläuternder
Einführung; ISBN: - 978-3-17-024358-3 –
19,99 Euro, Kohlhammer, Stuttgart. Ziel-
gruppe: Kommunen, Finanzverwaltungen,
Rundfunkanstalten, Verbraucherzentralen,
Datenschützer

Am 1. November 2015 tritt das Bundesmel-
degesetz (BMG) in Kraft. Es löst das Melde-
rechtsrahmengesetz (MRRG), die Meldege-
setze der Länder und die jeweiligen darauf
basierenden Meldedatenübermittlungsver-
ordnungen ab. Als zentraler Bestandteil des

Gesetzes zur Fortentwicklung des Meldewe-
sens wird mit dem BMG das Melderecht in
Konsequenz aus der Föderalismusreform I im
Jahr 2006 grundsätzlich neu ausgerichtet
und zukunftsfähig gemacht. Das Werk - das
insbesondere auch auf die zwischenzeitliche
Gesetzesänderung im Jahr 2014 eingeht -
gibt allen mit melderechtlichen Fragen Be-
fassten einen schnellen Überblick über Hin-
tergründe und Zusammenhänge der neuen
Rechtslage und ermöglicht durch eine synop-
tische Gegenüberstellung von BMG und
MRRG eine schnelle Orientierung.

Az: I/2
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Prozent zu erzielen. Es spricht also eine
deutliche ökonomische Logik für das Be-
schreiten neuer Wege. 
Die Verkehrsminister der Länder haben mit
ihrem einstimmigen Beschluss ein starkes
Signal gesetzt. Es geht um entscheidende
Weichenstellungen. Während im Regie-
rungsprogramm der Großen Koalition auf
Bundesebene viele wichtige Maßnahmen
des 14-Punkte-Programms aufgegriffen
wurden und gerade bei der Ausweitung der
Nutzerfinanzierung in der Umsetzung sind,
bleibt es beim Thema zweckgebundene, zu-
griffsfeste und mehrjährige Finanzausstat-
tung bei bescheidenen Ansätzen.

Wozu Fonds? In der Vergangenheit wur-
de zu wenig dafür getan, Straßen, Schie-
nenwege und Wasserstraßen in einem gu-
ten Zustand zu erhalten. Über die Jahre ist
hier ein gewaltiger Sanierungsstau ent-
standen. Dieser muss nun unverzüglich an-
gepackt und schrittweise abgearbeitet
werden. 
Dies gilt auch für die Situation der Kommu-
nen in Deutschland, wie unter anderem aus
dem Difu-Bericht „Kommunale Straßenbrü-

ber viele Jahre hat die Öffentlichkeit
den Zustand und die Unterfinanzie-

rung der Straßen und Schienenwege
schlicht ignoriert. „Bildung statt Beton“ war
eher das Tagesmotto. In der Fachwelt und in
der Politik wird diese bedenkliche Entwick-
lung hingegen schon länger diskutiert.
Auch in den Medien und im öffentlichen
Diskurs hat sie in den zurückliegenden zwei
Jahren neue Aufmerksamkeit erfahren. In
diesem Zusammenhang wurde auch das
Thema Infrastrukturfonds neu aufgegrif-
fen. 
Aufgrund der Ergebnisse der vom Autor die-
ses Beitrags geleiteten Kommission „Nach-
haltige Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“
hat sich die Länder-Verkehrsministerkonfe-
renz (VMK) für die Nutzung von Fonds - In-
frastrukturfonds Schiene, Infrastruktur-
fonds Straße - und vergleichbaren Struktu-
ren - Sondervermögen, Infrastrukturkonten

- ausgesprochen. Dies gilt gleichermaßen
für den Nachholbedarf an Sanierung wie
für den laufenden Erhalt als Weg zu einer
effizienten Organisationsstruktur. Der zü-
gige Abbau des Sanierungsstaus soll durch
ein Sondervermögen „Nachholende Sanie-
rung“ unter parlamentarischer Kontrolle -
etwa für die Brückensanierung - über 15 Jah-
re abgesichert werden.
Es geht um die möglichst rasche Herstel-
lung der vollen Leistungsfähigkeit der Ver-
kehrsinfrastruktur. Mit den Fonds und den
im Beschluss vorgeschlagenen Instrumen-
ten sind zudem Einsparungen bis zu zehn

Ein Fonds zu Erhalt und Ausbau der Verkehrsinfrastruktur wäre vor
Sparrunden geschützt, ließe eine Budgetplanung über mehrere 
Jahre zu und könnte neue Finanzquellen erschließen

Alle zahlen ein 

Ü

Finanzierungssicherheit eher durch Fonds 

� ▲ Soll die Verkehrsinfrastruktur in Deutschland auch in Zukunft ihren Aufgaben gerecht werden, braucht es neue Konzepte zur Finanzierung

Prof. Kurt Bodewig ist 
Bundesminister a.D. und
Vorsitzender der 
Kommission „Nachhaltige
Verkehrsinfrastruktur“

DER AUTOR
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cken - Zustand und Erneuerungsbedarf“
von Juni 2013 hervorgeht. Danach befinden
sich deutschlandweit rund 67.000 Straßen-
brücken in kommunaler Baulast mit einer
Gesamtfläche von 2.755 Hektar - eine Fläche
von ungefähr 4.000 Fußballfeldern - in ei-
nem problematischen Zustand.
Die Verkehrsministerkonferenz fordert da-
her den Bund auf, die Mittel für nachholen-
de Sanierung der Verkehrsinfrastruktur um
2,7 Mrd. Euro jährlich aufzustocken und in
einem Sondervermögen „Nachholende Sa-
nierung“ abzusichern. Indem die auf diese
Weise verwalteten Mittel zweckgebunden
sind und mehrjährig zur Verfügung stehen,

wird die dringend benö-
tigte Planungs- und Fi-
nanzierungssicherheit
geschaffen.

Handlungsspielraum
gewinnen Deutsch-
land benötigt ein Verkehrsnetz, das als Gan-
zes einen verkehrlich tragfähigen Zustand
herstellt. Es geht auch darum, Handlungs-
spielraum zurückzugewinnen. Immerhin ist
das Bewusstsein für den Wert der Verkehrs-
infrastruktur in den vergangenen Jahren
gewachsen. Denn deren täglicher Wertver-
lust beträgt mittlerweile knapp 13 Mio. Euro
pro Tag oder knapp 4,5 Mrd. Euro pro Jahr.
Dies korrespondiert mit einer chronischen
Unterfinanzierung der Verkehrswege pro
Jahr von mindestens 7,2 Mrd. Euro - über al-
le Ebenen hinweg und für alle Verkehrsträ-
ger. Die Kommunen sind allein bei den
Kreis- und Kommunalstraßen mit einem
Nachholbedarf von 21,3 Mrd. Euro betroffen.
Dies alles ist erst die Spitze des Eisbergs.
Neue Entwicklungen bei den Ingenieurbau-
werken - vor allem Brücken - werfen die Fra-
ge auf, ob das Budget von rund 40 Mrd. Euro
über 15 Jahre zum Abtragen des Nachholbe-
darfs ohne Erweiterung und Verbesserung -

durchschnittlich 2,7 Mrd. Euro jährlich - da-
für ausreicht. Überdies gibt es eine Reihe
von Unwägbarkeiten mit Blick auf den Zu-
stand der Ingenieurbauwerke, vor allem der
Brücken.

Zweckgebunden, zugriffsfest Derzeit
werden international unterschiedliche
Fonds-Modelle diskutiert. Die Einrichtung
von Fonds stellt im Rahmen der staatlichen
Infrastrukturverantwortung ein politisches
Instrument dar, mit dem Mittel in besonderer
Weise für diese Aufgaben eingesetzt werden
können. Rechtlich existiert für den staatli-
chen Fondsbegriff keine Definition. Der Be-
griff „Fonds“ ist zunächst als Kapitalsammel-
stelle zu verstehen. In Deutschland werden
die Begriffe „Fonds“ und „Sondervermögen“
trotz unterschiedlicher haushaltsrechtlicher
Wirkungsweise synonym verwendet.
Wichtig ist, dass bei allen Fondsstrukturen
der Vorrang der Politik erhalten bleibt. Poli-
tik muss über Art, Umfang und Qualität von
Infrastruktur entscheiden. Die Nutzung von
Fondsstrukturen dient hingegen dazu, die
politisch formulierten Ziele bestmöglich
umzusetzen. Jeder Fonds soll im Eigentum
der öffentlichen Hand bleiben und solche
Maßnahmen finanzieren, zu denen er sei-
tens der Politik beauftragt ist. 
Den Fonds–Modellen, welche die Haus-
haltsfinanzierung ergänzen und sich aus
Nutzendenabgaben - etwa Mauteinnah-
men - speisen, stünden keine unüberwind-
baren gesetzlichen Hürden entgegen. Offen
ist der Rahmen für die Erhebung und Vertei-
lung der Nutzendengebühren auf Landes-
und Kommunalebene. In Europa gibt es da-
zu im Wesentlichen vier Modelle:

1. ASFINAG in Österreich (gleichzeitig Ope-
rator und Finanzierer von Bundesstraßen)

2. FINÖV-Fonds in der Schweiz
3. ECOTAX-Modell in Frankreich

�▲ Der Instandhaltungs-Rückstau im Verkehrs-
netz lässt sich als Werteverzehr darstellen, der
täglich bereits mehr als zwölf Mio. Euro beträgt
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�▲ In jedem Fonds-Modell sind die Bereiche Finanzierung, Aufgaben und Rechtsrahmen zu klären 
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� ▶ Dringend nötig
auf Autobahnen:

Beseitigung von
Engstellen
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4. Infrastrukturfonds in Norwegen (Staats-
fonds als Anlageplattform unter anderem
für Verkehrsinfrastruktur)

Für die Kommunen in Deutschland ist vor
allem das Schweizer Modell von Interesse,
da es neben der Großaufgabe „Infrastruktur
des alpenquerenden Verkehrs auf der Schie-
ne“ auch das Modell Nationalstraßen und
Agglomerationsverkehr der Kommunen
enthält. Dieses Modell ist am ehesten auf
deutsche Kommunen übertragbar. Es be-
darf aber einer eigenen Finanzausstattung.
Eine von der VMK geforderte Nachfolgere-
gelung für das Entflechtungsgesetz könnte
hierfür als Option herangezogen werden. 
Die Situation der Städte und Gemeinden
bedarf dringend einer Lösung. Die Verläss-
lichkeit von Fonds bietet die Chance, die
über Jahrzehnte entstandenen Probleme
kontinuierlich abzuarbeiten. Dabei sind
noch viele rechtliche, organisatorische und
vor allem materielle Fragen im Beziehungs-
geflecht zwischen Bund, Ländern und Ge-
meinden zu klären. Dies ist eine schwierige,
aber nicht unlösbare Aufgabe. Der Druck
der Realität wirkt heilsam bei der Suche
nach einer funktionierenden Lösung. ●

Weitere Informationen

Zukunftskonzept Nachhaltige
Verkehrsinfrastruktur, hrsg. v.
Kurt Bodewig, Bundesminister
a. D. u. Vorsitzender der Kom-
mission „Nachhaltige Ver-
kehrsinfrastruktur“, als Konzeptdokument
im Internet herunterzuladen unter 

http://www.bundesrat.de/VMK/DE/
termine/sitzungen/13-10-02-sonder-vmk/
13-10-02-kommission-nachhaltige-vif-
konzeptdokument-anlage-2.pdf?__blob=
publicationFile&v=2

difu-Studie „Kommunale Stra-
ßenbrücken - Zustand und Er-
neuerungsbedarf“ - im Internet
herunterzuladen unter

http://www.bdi.eu/download_content/
InfrastrukturUndLogistik/difu_Ersatzneu-
bau_Kommunale_Strassenbruecken.pdf 

it Werbung ist Geld zu verdienen.
Das stimmt. Aber Erwartungen und

Realität aufeinander abzustimmen, erfor-
dert Detailarbeit in einem langen Prozess.
Dabei sind die Möglichkeiten eines opti-
malen Ertrags aus der Bereitstellung von
Flächen mit dem Selbstbild der Stadt in
Einklang zu bringen. Wie präsentiere ich
mich als Stadt, wieviel kommerzielle Wer-
bung lasse ich zu, ohne das Stadtbild, mit
dem ich meine Kommune präsentieren
und bewerben möchte, zu verändern? 
Außenwerbung ist überall, und Verträge
haben meist eine lange Laufzeit, sind zu
verlängern oder neu zu vergeben. Das ist

Um die Werbung auf öffentlichen Flächen neu zu organisieren und die
daraus zu erzielenden Einnahmen zu erhöhen, hat die Stadt Moers den
Bereich Außenwerbung erfolgreich ausgeschrieben

Die Vermarktung öffentlicher
Flächen für Werbung 
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die Chance, sich mit neuen Möglichkeiten,
Alternativen und neuen Zieldefinitionen
auseinanderzusetzen. Neue, moderne
Werbeträger bedeuten größere Ertrags-
möglichkeiten. Der Standort ist wesentli-
ches Kriterium für die Belegung - und so-
mit für Effektivität sowie Ertrag der Wer-
beanlage. 

Angelika Dietz ist 
Fachdienstleiterin Steuern,
Liegenschaften und 
Ausschreibungen der 
Stadt Moers

DIE AUTORIN

�▲ Als mittelgroße Stadt mit rund 107.000 Einwohner/innen ist Moers für Außenwerber interessant
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Freilich ist man an das Bild der alten Werbe-
träger gewohnt. Der „Zahn der Zeit“, der auch
an diesen nagt, wird weniger bewusst wahr-
genommen. Hingegen werden Veränderun-
gen - da Neuregelung der Außenwerbung
kein Tagesgeschäft und daher nie Zeit dafür
ist - oft auf die lange Bank geschoben und so-
mit irgendwann überfällig. 

Neue Konzession Die Stadt Moers hat sich
2012 auf den Weg gemacht, die Werberechte
auf städtischen Flächen durch Vergabe einer
Dienstleistungskonzession zum 01.01.2014
neu zu regeln. Der bestehende Vertrag lief
aus, eine erneute Verlängerung wurde nach
der Rechtsprechung des EuGH als problema-
tisch angesehen. 
Der lange Vorlauf war notwendig, um zu-
nächst die technischen und finanziellen Mög-
lichkeiten, die moderne Werbeträger bieten,
zu recherchieren sowie in Art, Größe und An-
zahl an die eigene Stadt anzupassen. Die tech-
nischen Möglichkeiten waren zu bedenken
und mit dem Energieversorger zu besprechen
- in Bezug auf die Aufstellorte hinsichtlich
Gehweg-und Radwegbreite, Mindestentfer-
nung zu Straßen- und Kreuzungsbereichen,
Höhe der Werberahmen, Art der Fundamen-
te bis hin zur Stromversorgung. 
Neben der Suche nach einem passenden
Grundstück - unter Berücksichtigung aller
Auflagen des Denkmalschutzes, der Gestal-
tungssatzung und anderer individueller Re-
gelungen der Stadt - gingen mit der Prü-
fung dieser „Äußerlichkeiten“ weitgehende
inhaltliche Diskussionen einher. Diese be-
trafen den Umfang des Werbepakets, das in
das Leistungsportfolio des künftigen Ver-
tragspartners einfließen sollte. Denn nicht
jede Form der Außenwerbung sollte an den
Neuen übertragen werden (siehe Kasten
„Zur Sache“).

Alles überprüft Auf den Prüfstand zu stel-
len waren sämtliche, im Laufe von Jahrzehn-
ten entwickelte Gewohnheiten. So waren bei-
spielsweise die Freianschlags-Kontingente für
Eigenwerbung von Veranstaltungen zu hin-
terfragen, was die Anzahl und die tatsächlich
notwendigen Anschlagstellen angeht. Alter-
nativen für eine effektive Eigenwerbung wa-
ren zu prüfen. Die Anzahl an Flächen für kos-

tenfreien Plakatanschlag wurde begrenzt.
Möglicherweise größerer Bedarf ist somit aus
den Budgets der Fachbereiche eigenverant-
wortlich zu finanzieren.
All diese Vorarbeiten hatten immer den Spa-
gat zu bewältigen. Auf der einen Seite stehen
Wunsch und Erwartungen der zu beteiligen-
den städtischen Einrichtungen. Auf der ande-
ren Seite besteht die Notwendigkeit, Sachleis-
tungen wie das Aushängen kommunaler Pla-
kate soweit zu reduzieren, dass für die jewei-
lige kommunale Einrichtung gerade noch
ausreichend Werbung gemacht wird, aber
auch höhere Pachtzahlungen möglich sind.
Alle gewohnten Standards waren zu hinter-
fragen und neu zu formulieren. 
Die Genehmigungen nach der städtischen
Sondernutzungssatzung - beispielsweise be-
triebsnahe Werbung, Werbung nicht kom-
merzieller Art von Vereinen, Verbänden und
karitativen Einrichtungen bis hin zur Wer-
bung von Parteien - waren hinsichtlich Art,
Umfang und Dauer zu überdenken, neu fest-
zuschreiben und in dem Ausschreibungskata-
log zu berücksichtigen. 
Das auf diese Weise erarbeitete Werbekon-
zept ist Grundlage der Vereinbarung mit dem
Außenwerbungspartner und beschreibt das
öffentliche Interesse an einer geordneten, ko-

ordinierten und nicht willkürlich gestalteten
Außenwerbung. Dies ist nach gängiger Recht-
sprechung die Voraussetzung, um anderen
Aufstellern von Werbeträgern im öffentlichen
Raum eine Sondernutzungserlaubnis zu ver-
sagen. 

Stellplan für Werbeträger Mit der Stadt-
planung und der Bauordnung war ein Kon-
zept zu entwickeln, welche Werbeträger in
welcher Anzahl an welchen Standorten res-
pektive in welchen Straßenabschnitten vor-
stellbar und genehmigungsfähig wären. Mit
dem Fachbereich Tiefbau war herauszuarbei-
ten, welche Wartehallen - diese musste der
neue Vertragspartner vom bisherigen erwer-
ben - zwingend auszutauschen oder zu sanie-
ren seien und welcher Zeitraum hierfür als
vertretbar anzusehen wäre. 
Bei jedem Verfahrensschritt war die Frage zu
überlegen „Wie mache ich Moers als Vertrags-
partner für einen Werbepartner attraktiv?“
Denn auch die infrage kommenden Unter-
nehmen haben Präferenzen. Daher war unab-
dingbare Voraussetzung ein konkretes Kon-
zept mit attraktiven Standorten in verkehrs-
reichen Lagen - egal ob Fahrzeug- oder Fuß-
gängerverkehr -, welches aber nicht das
Stadtbild mit Werbung überfrachten würde.
In diesen Entscheidungsprozess einzubinden
waren nahezu sämtliche Einrichtungen und
Fachbereiche der Verwaltung. Ergebnis war
ein Paket mit klaren Anforderungen und An-
geboten für eine Leistungsbeschreibung als
Grundlage für die Durchführung eines Bieter-
verfahrens. GWB, VOL/A sowie Tariftreue- und
Vergabegesetz NRW sind bei der Vergabe der
Dienstleistungskonzession allerdings nicht
anzuwenden. 

Gestuftes Verfahren Um gleichwohl ein
Höchstmaß an Transparenz und Wettbe-
werb zu gewährleisten, wurde ein gestuftes
Verfahren in Anlehnung an ein Verhand-
lungsverfahren mit vorheriger Vergabebe-
kanntmachung nach dem 2. Abschnitt der
VOL/A durchführt. Ein Anspruch der Bewer-
ber/Bieter auf Beachtung der Bestimmun-
gen des 2. Abschnitts der VOL/A wurde je-
doch ausgeschlossen. 
Das Verfahren gliederte sich in zwei Stufen:
EU-weiter Teilnehmerwettbewerb und an-
schließend ein Verhandlungs- und Bieter-
verfahren. Die Rückmeldungen aus dem
Teilnehmerwettbewerb haben gezeigt:
Auch mittelgroße Städte wie Moers mit
rund 107.000 Einwohner/innen sind als Ver-
tragspartner für Außenwerber interessant. 
Das anschließende Verhandlungsverfahren
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In dem neuen Werbevertrag hat die
Stadt Moers bestimmte Bereiche ausge-
klammert. So soll auf Kreisverkehren keine
bezahlte Werbung platziert werden. Statt-
dessen kann dort ein Hinweis stehen, wer
die Gestaltung des Verkehrsbauwerks ge-
sponsort hat. Ähnliches gilt für Gullydeckel
und Blumenampeln in der Innenstadt.
Ebenfalls frei von kommerziell bewirtschaf-
teter Werbung bleiben Sporthallen. Insge-
samt blieb bei der Neuvergabe der Außen-
werbungskonzession die Anzahl der Stand-
orte für Werbeanlagen gleich. Dabei wur-
den gezielt attraktive Standorte gewählt
und weniger umsatzträchtige Standorte
herausgenommen. Regelmäßig werden die
Werbeanlagen auf ausreichende Auslas-
tung überprüft. Auf diese Weise konnte 
die Stadt Moers ihre Einnahmen aus der
Außenwerbung mehr als verdoppeln. 

◀ Erfolgreich neu
ausgeschrieben
hat die Stadtver-
waltung Moers die
Werberechte auf
öffentlichem
Grund 
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hat die akribische Vorarbeit der Stadtverwal-
tung bestätigt. Ein gut vorbereitetes Verfah-
ren mit klar beschriebenen Werbemöglichkei-
ten, Anforderungen und Angeboten an den
künftigen Vertragspartner und vor allem mit
langfristiger Vertragsbindung machen die
Angebote vergleichbar und lassen eine objek-
tive Wertung zu. 

Basis Mindestpacht Mehr Geld für den
städtischen Haushalt war die eine Erwartung.
Darüber hinaus wurden Service, Gestaltung
der Werbeträger und die Transparenz der Ab-
rechnungsverfahren bewertet. Der Aufwand
und die lange Vorbereitung haben sich ge-
lohnt. Erwartet wurden Angebote für eine
Mindestpacht und eine prozentuale Beteili-
gung an allen Einnahmen, welche den der
Mindestpacht zugrunde liegenden Umsatz
übersteigen. 
Die Entscheidung für eine Mindestpacht wur-
de vor dem Hintergrund getroffen, dass da-
durch einerseits für die Kommune planbare
Einnahmen zu erwarten sind, aber auch für
den Außenwerbungspartner ein Anreiz be-
steht, langfristig die gedruckte Werbung auf
öffentlichen Flächen weiter zu entwickeln
und nicht das Augenmerk verstärkt auf digi-
tale Werbung in neuen Medien zu richten
oder auf private Grundstücke zu möglicher-
weise günstigeren Konditionen auszuwei-
chen. Denn leere Plakatsäulen verschönern
nicht das Stadtbild.

Möblierung bleibt Eine Umgestaltung
des Stadtbilds mit neuer Stadtmöblierung,
finanziert aus dem Außenwerbevertrag,
wurde nur kurz erörtert und dann verwor-
fen. Denn eine Stadtmöblierung ist vorhan-
den, die Elemente sind aufeinander abge-
stimmt und „passen ins Bild“. Eine Erweite-
rung der Stadtmöblierung würde nicht nur
den Nettoertrag aus einem Werberechts-
vertrag reduzieren, sondern möglicherwei-
se auch Folgekosten für geänderten Bedarf
hervorrufen. Als Stadt mit leeren Kassen
fiel daher die Entscheidung gegen eine
Ausweitung der Stadtmöblierung denkbar
leicht.
Mit Werbung lässt sich Geld verdienen,
wenn Wünsche und Bedarf seitens der
Kommune und des Außenwerbungspart-
ners an das individuell Machbare angepasst
werden. In Moers wurde sowohl eine Er-
tragssteigerung realisiert als auch eine
neue Sensibilität zum Thema Außenwer-
bung entwickelt. Dies lässt auf weitere 
positive Entwicklung in den kommenden
Jahren hoffen. ●

ahlreiche Kommunen haben in den
zurückliegenden Jahren aufgrund ih-

rer schwierigen Finanzsituation Freibäder
und Hallenbäder geschlossen. Üblicher-
weise führten hohe Betriebskosten in Ver-
bindung mit einem gravierenden Investiti-
ons- und Modernisierungsstau zum Aus.
Besonders der Sanierungsstau der zumeist
in den 1960er- und 1970er-Jahren gebau-

ten Bäder forcierte den Prozess der Schlie-
ßung. 
Mangelnde Investitionen in Instandhaltung
und Modernisierung führen über die Jahre
hinweg zu einem Verlust an Attraktivität und
Akzeptanz der Bäder. Unweigerlich kommt
der Tag, an dem die Kommunen vor der Ent-
scheidung stehen, entweder teure Sanie-
rungsmaßnahmen in ihrem Bad durchzufüh-
ren oder das Bad - auch unter Hinweis auf die
mangelnde Attraktivität - zu schließen.
Auch in den kommenden Jahren droht die
Schließung weiterer städtischer Bäder. Eine
Folge ist schon heute zu spüren: Immer weni-
ger Kinder können schwimmen. Die Deutsche
Lebens-Rettungs-Gesellschaft (DLRG) stellt in
einer aktuellen Untersuchung fest, dass be-
reits ein Drittel der Kinder unter zehn Jahre
nicht schwimmen kann.

Alternative Bürgerbad Dass es zur Schlie-
ßung Alternativen gibt, zeigt das Schwerter

All den Kommunen, die wegen ihrer Haushaltsprobleme kein Bad 
mehr selbst betreiben können, bietet das Konzept Bürgerbad unter 
Einbindung ehrenamtlichen Engagements eine Alternative

Öffentliche Bäder haben eine
Zukunft 

Z

Heinrich Böckelühr ist 
Bürgermeister der Stadt
Schwerte

Andreas Roters ist 
Geschäftsführer 
(ehrenamtlich) des 
Netzwerk Bürgerbäder e.V.

DIE AUTOREN

▲ Das Bürgerbad Elsetal in Schwerte wird seit vielen Jahren von engagierten Bürgerinnen und Bürgern
geführt
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Bürgerbad Elsetal - von den Bürgern Elsebad
genannt. Seit 1988 wird es von Bürgerinnen
und Bürgern betrieben. Am Beispiel des
ehemaligen Freizeit-Allwetterbades (FAB) in
Schwerte wird hingegen deutlich, dass ei-
ner Freizeiteinrichtung, welche die Bürge-
rinnen und Bürger nicht mögen, kein Erfolg
beschieden ist. Anfang der 1990er-Jahre of-
fensichtlich als Prestigeobjekt gebaut, wur-
de die als städtische Tochtergesellschaft be-
triebene Einrichtung zum Jahresende 2009
geschlossen. 
Das Bad ist mittlerweile abgerissen. Es hatte
sich als Zuschussbetrieb auf Dauer erwiesen
und fand in der Bevölkerung kaum Anklang.
Symptomatisch dafür war ein Bürgerbegeh-
ren für den Erhalt des FAB, an dem sich nur
knapp 18 Prozent der Abstimmungsberech-
tigten beteiligten und davon fast 55 Prozent
gegen den Weiterbetrieb des Bades mit allen
Wasserflächen stimmten. 
Im Gegensatz dazu gab ein Bürgerbegehren
im Jahre 1993 den Anstoß zur Rettung des
ebenfalls von der Schließung bedrohten Bür-
gerbades Elsetal. Wer das Elsebad in Schwer-
te kennen und schätzen gelernt hat, muss
nicht von den Qualitäten dieses Bürgerbades
überzeugt werden. 

Identifikation mit dem Projekt Wenn
Schwerter Bürger von „meinem“ Bad spre-
chen, haben sie vorrangig den Charme die-
ses von Engagement geprägten Freibades
vor Augen oder erinnern sich an den ge-
meinsamen Kampf um den Erhalt des Ba-
des. Für die Stadt Schwerte besteht der
Charme des Elsebades auch darin, dass jähr-
lich 52.000 Euro Zuschüsse ausreichen, um
ein attraktives Bad zu erhalten. Ohne das
langjährige Engagement der Bürger/innen
gäbe es sicherlich kein Freibad mehr in
Schwerte.
Ausgangspunkt für das Elsebad - wie für die
meisten Bürgerbäder - war der Kampf um
die Existenz der städtischen Bäder. Alle Kos-
ten kamen auf den Prüfstand. Die einzige
Chance für die Initiativen bestand darin,
möglichst viele Aufgaben ihres Bades - ob
Betrieb oder bauliche Unterhaltung - ehren-
amtlich zu bewältigen. Nur so ließ sich die
Schließung des Bades verhindern. 
Rasch entdeckten die neuen Betreiber des
Bades allerdings das besondere Potenzial
von Bürgerbädern - das Engagement und
der Ideenreichtum der Bürger/innen mit
dem Bad und die enormen Gestaltungs-
möglichkeiten. „Einsparkandidaten“ ver-
wandelten sich vielerorts in attraktive Treff-
punkte.

Bürgerengagement zentral Was städti-
schen Bädern kaum und kommerziellen Bä-
dern gar nicht gelingt, ist für Bürgerbäder
selbstverständlich: das verlässliche und dau-
erhafte Engagement der Bürger/innen. Sie
sitzen an der Kasse, übernehmen Reinigungs-
aufgaben oder organisieren den Betrieb. Ob-
wohl die Aufgaben nicht immer attraktiv sind,
werden sie regelmäßig ehrenamtlich er-
bracht. Alle Gründe, die in der Engagement-
Forschung hervorgehoben werden - Plausibi-
lität der Aufgabe, das Gefühl, gebraucht zu
werden, Gestaltungsspielraum, Gemein-
schaft und Anerkennung - finden sich reich-
lich im Alltag der Bürgerbäder wieder.
Als Schlüssel zum Erfolg hat sich die Eigen-
ständigkeit der Bäder erwiesen. Sie ermög-
licht die Bildung einer Verantwortungsge-
meinschaft und bietet zugleich einen breiten
Freiraum an Gestaltungsmöglichkeiten. For-
mal unterscheiden sich Bürgerbäder von
städtischen oder kommerziellen Bädern
durch ihre Rechtsform und ihre Gemeinnüt-
zigkeit. Das Elsebad beispielsweise wird von
einer gemeinnützigen Betriebs-GmbH in Ver-
bindung mit einem Förderverein getragen. 

Plattform für Kreative Jedes Bürgerbad 
ist reich an Geschichten über Menschen, die
sich mit ihren Talenten und ihren Leidenschaf-
ten einbringen und ihr Bürgerbad damit un-
verwechselbar machen. Wie im Schwerter El-
sebad organisieren auch in anderen Bädern
Cineasten regelmäßig Open-Air-Filmabende.
Sportvereine errichten und nutzen hier ihre
Beachvolleyball-Felder oder unterbreiten
Wellness- und Gesundheitsangebote. Lokale

Künstler/innen bringen sich bei der Gestal-
tung des Areals ein. 
Unterschiedliche Veranstaltungen und Auf-
führungen finden statt, weil engagierte Men-
schen die Idee hierzu haben und selbst mit
anpacken. Sie bringen Pflanzenableger aus ih-
rem Garten mit, und irgendjemand kennt im-
mer eine Firma, von der man günstig Materia-
lien und Dienstleistungen erhalten kann. Der
Ideenreichtum und die Attraktivität der Bäder
für Ideen und Initiativen begründet ihre Un-
verwechselbarkeit.
Nach einer Umwandlung des Schwerter Else-
bades in ein Bürgerbad verdoppelte sich die
Anzahl der Badegäste. Dafür gibt es psycholo-
gische wie auch handfeste Gründe. So identi-
fizieren sich die Bürger/innen weit mehr mit
„ihrem“ Bad als mit einem städtischen Bad.
Das Bürgerbad ist Gesprächsthema in der
Stadt, es wird als sympathisch wahrgenom-
men und jeder kennt jemanden, der sich dort
engagiert. 

Entwicklung im Auge Die Badegäste erle-
ben ein Bad, das nur vordergründig mit einem
städtischen Bad vergleichbar ist. Tatsächlich
nehmen die Gäste die Entwicklung des Bades
stetig wahr, schauen bereitwillig über noch
bestehende Mängel hinweg und freuen sich
über Fortschritte. Bei hochsommerlichen
Temperaturen werden die Öffnungszeiten ge-
legentlich bis in die Nacht erweitert.
Besonders wichtig ist die stetige Modernisie-
rung von Gebäuden und Außenanlagen. Nur
so kann ein Sanierungsstau vermieden wer-
den. Dem Elsebad gelingt es, jährlich 30.000
bis 50.000 Euro in den Erhalt und die Weiter-
entwicklung des Bades zu investieren. Eine
ehrenamtliche Baugruppe sorgt dafür, dass
mit diesem Geld vieles bewirkt werden kann.
Allerdings gelingt dies nicht allen Bürgerbä-
dern so gut wie dem Schwerter Elsebad.
Kämpfen müssen besonders die Vereine und
Initiativen, die ein marodes städtisches Bad
übernommen haben und nun gezwungen
sind, in kleinen Schritten den Sanierungsstau
zu beheben.

Geringere KostenBürgerbäder unterschei-
den sich in der finanziellen Belastung für die
Kommune erheblich von städtischen Bädern.
Sie erhalten durchweg erheblich geringere öf-
fentliche Zuschüsse. Während es einzelnen
Bürgerbäder gelingt, ohne jegliche öffentli-
che Mittel über die Runden zu kommen, kön-

◀ Während der Badesaison gibt es im 
Bürgerbad am Freitag abend Filmvorführungen
inklusive Eisverkauf 
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nen die meisten Bäder mit finanzieller Unter-
stützung von etwa 20 bis 40 Prozent des Bud-
gets eines städtischen Bades rechnen. 
Möglich ist dies durch geringere Personalkos-
ten, da viele Aufgaben ehrenamtlich erbracht
werden. Nur die Schwimmaufsicht wird kon-
sequent professionell - zumeist durch haupt-
amtliche Schwimmmeister/innen - geleistet.
Hinzu kommen in einzelnen Bädern weitere
hauptamtliche Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, die Dienstleistungen wie den Kiosk
oder Gesundheitsangebote erbringen.
Auch Bürgerbäder sind nicht gegen Schlie-
ßung gefeit. Freibäder haben beispielsweise -
wie im vergangenen Jahr - unter schlechtem
Wetter zu leiden und müssen Einnahmever-
luste hinnehmen. Auch ein Defekt techni-
scher Geräte kann ein Bad in die Knie zwin-
gen. Aber Bürgerbäder verfügen in der Regel
über eigene Schutzmechanismen. Da sind zu-
nächst die - im Vergleich zu städtischen Bä-
dern durchweg geringeren - städtischen Zu-
schüsse. Dies macht sie weniger anfällig für
Sparrunden der Kommunen. 
Ein großer Pluspunkt ist die Identifikation der
Bürger/innen sowie der örtlichen Unterneh-
men mit ihrem Bad. Wie viele Beispiele bele-
gen, mobilisieren diese gerade in schwierigen
Situationen wertvolle Unterstützung.
Schließlich sind Bürgerbäder gemeinwohlori-
entierte Wirtschaftsbetriebe, die über ein grö-
ßeres Spektrum an Gestaltungsmöglichkei-
ten verfügen als städtische Bäder.

Arbeitsplätze gesichert Auf den ersten
Blick scheint es, dass Bürgerbäder den Be-
schäftigten in städtischen Bädern den Ar-
beitsplatz streitig machen. Tatsächlich ver-
zichten Bürgerbäder beinahe durchgängig
auf hauptamtliches Personal für Garten-
pflege, Reinigungs- und Kassentätigkeiten.
Aber im Alltag trifft der Arbeitsplatzverlust
nur in geringem Umfang zu. Denn diese
städtischen Arbeitsplätze sind zumeist be-

reits vor einer Neuausrichtung des Bades
weggefallen oder wurden in 450 Euro-Ver-
träge umgewandelt.
Vielmehr retten Bürgerbäder Arbeitsplätze,
weil es ihnen vor allem gelingt, die Schwimm-
meister/innen hauptamtlich zu beschäfti-
gen. Bei einer Badschließung ohne Alterna-
tive wären diese Arbeitsplätze verloren. Das
Schwerter Elsebad beschäftigt - wie zahlrei-
che andere Bürgerbäder - zwei Mitarbeiter/
innen für die Aufsicht. Deren Gehalt orien-
tiert sich an dem städtischer Beschäftigter.
Zudem verfügen Bürgerbäder über gute Vo-
raussetzung für die Schaffung weiterer Ar-
beitsplätze. Vorrangig im Gesundheitsbe-
reich zeigt sich ein Potenzial für professio-
nelle Dienstleistungen.
Immer öfter sind Bürger/innen bereit, sich
in ihrem Bad zu engagieren und gemein-
schaftlich die Trägerschaft zu übernehmen.
Was vielerorts als Notlösung begann, ent-
wickelt sich zu einem Zukunftsmodell. Bür-
gerbäder nehmen damit Aufgaben wahr,
die in den vergangenen Jahrzehnten über-
wiegend von den Kommunen erbracht wur-
den.
Sie sind ein spannendes Experimentierfeld
für das Zusammenspiel von staatlichem
Handeln und bürgerschaftlichem Engage-
ment, weil sie die Selbstverständlichkeit, mit
der kulturelle und soziale Leistungen von der
Kommune erbracht werden, etwas infrage
stellen. Dabei geht es nicht darum, der Kom-
mune die Kompetenz für gerechte Daseins-
vorsorge abzusprechen. Vielmehr geht es
um ein erfolgreiches Zusammenspiel zwi-
schen Bürger/innen und Kommune. 

Netzwerk BürgerbäderWer sich in einem
Bürgerbad engagiert, weiß die Erfahrungen
anderer Bürgerbäder zu schätzen. Deshalb ge-
hörte das Schwerter Elsebad gemeinsam mit
anderen Bädern im März 2014 zu den Grün-
dern des bundesweiten Netzwerks Bürger-

bäder. Dem Verband haben sich bisher vorran-
gig Bürgerbäder aus NRW angeschlossen. 
Das Netzwerk erleichtert den Austausch und
die gegenseitige Unterstützung unter den
Bürgerbädern. Auch soll die gemeinsame Er-
fahrung solchen Initiativen und Kommunen,
die an der Gründung eines Bürgerbades inte-
ressiert sind, zur Verfügung gestellt werden.
Hierbei profitieren alle Beteiligten von der
Vielfalt an Lösungen, welche die bestehenden
Bäder gefunden haben. Bereits in der Träger-
schaftsform unterscheiden sich die Bäder. Ge-
meinnützige (Förder-)Vereine, Stiftungen und
GmbH’s finden sich ebenso darunter wie Ge-
nossenschaften oder Kombinationen von
Rechtsformen. 
Auch die Verträge mit den Kommunen unter-
scheiden sich erheblich. Die Bäder stehen im-
mer wieder vor neuen rechtlichen, organisa-
torischen und technischen Herausforderun-
gen, für die ein anderes Bad vielleicht schon
eine Lösung entwickelt hat. Deshalb befasst
sich eine Arbeitsgruppe mit Fragen rund um
das Thema Umwelt und Technik.
Ebenfalls wird derzeit eine Einkaufsgemein-
schaft vorbereitet, um günstiger Waren und
Dienstleistungen beziehen zu können. Das
Netzwerk will zudem systematisch die in den
Bädern praktizierten Konzepte erfassen. Mitt-
lerweile gibt es eine Übersicht über Förder-
möglichkeiten sowie ein Forum auf der Inter-
netseite www.buergerbaeder.de , in dem ak-
tuelle Informationen ausgetauscht werden
können. ●

Kontakt

Bundesverband ‚Netzwerk Bürgerbäder e.V. 
c/o Andreas Roters
Talweg 20
58239 Schwerte
Mobil 0160-90996873
E-Mail: andreasroters@web.de 

▲ Die beiden Beachvolleyball-Felder werden von örtlichen Sportvereinen
genutzt

▲ Auch die Schwerter Operettenbühne gastiert regelmäßig im Schwerter
Bürgerbad
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urz bevor am 19. Februar 2013 die Da-
tenplattform des Bundes GovData1 ih-

ren Betrieb aufnahm, gab es vehemente Kri-
tik am Datenportal für Deutschland. Geäu-
ßert wurde diese in einer gemeinsamen Er-
klärung von Vertretern der „deutschen
Open-Data-Community“. In der Zwischen-
zeit hat sich die Aufregung um den holpri-
gen Start von GovData weitgehend gelegt.
Der Begriff „Community“ ist aus der De-
batte über Open Data jedoch nicht mehr
wegzudenken. Dabei zeigt sich immer wie-
der, dass das, was sich hinter diesem Be-
griff verbirgt, gar nicht leicht zu fassen ist.
Über wen und welche Gruppen redet man,

wenn man von „der Community“ spricht?
Wie groß ist diese Community?
Diese Fragen sind eng mit der Vorstellung
verbunden, wie aus offenen Daten Nutzen
generiert werden kann. In vielen politi-
schen Anträgen oder Vorlagen der Verwal-
tung wird davon gesprochen, dass durch
Open Data Wirtschaft, Wissenschaft und
Bildung gefördert werden können, Raum
für Innovationen und ein gesamtgesell-
schaftlicher Nutzen entsteht sowie politi-
sche Teilhabe erleichtert wird. Auch in Mo-
ers führten diese Argumente dazu, dass
fast gleichzeitig mit GovData ein Daten-
portal freigeschaltet wurde, in dem mitt-
lerweile mehr als 200 Datensätze zu fin-
den sind2.

Interesse noch verhalten Nach den
zwischenzeitlichen Erfahrungen zeichnet
sich ein differenziertes Bild der Lage in
Deutschland ab. Aktuell wartet man weit-

Um herauszufinden, ob es am Niederrhein einen Kreis von 
Open Data-Interessierten gibt, hat die Stadt Moers im März 2015
einen so genannten Hackday veranstaltet - mit großem Erfolg

Vorsichtige Schritte in Richtung
Offene Daten 

Claus Arndt ist Referent 
für E-Government und neue 
Medien sowie Fachdienst-
leiter Zentrale Dienste der
Stadt Moers

DER AUTOR

▲ Das Geleucht auf der Halde Rheinpreussen in Moers symbolisiert Tradition und Moderne - etwa die Bereitstellung strukturierter Daten

gehend vergeblich auf wirtschaftliche In-
novationen aus Open Data. Das Interesse
von Unternehmen an offenen Verwal-
tungsdaten ist bisher äußerst überschau-
bar. 
Auch die Wissenschaft hat den Daten-
schatz öffentlicher Verwaltungen noch
nicht wirklich in den Blick genommen. Zu-
mindest wird hierüber noch nicht auf brei-
ter Front diskutiert. Betrachtet man den
Bereich Bildung, gibt es zumindest große
Erwartungen. „Offene Verwaltungsdaten
bergen somit prinzipiell die Chance einer
neuen Bildungsgestaltung“, heißt es in ei-
ner Studie von Fraunhofer Fokus3. 
Die Stadt Moers hat gemeinsam mit der
Hochschule Rhein-Waal und dem Moerser
Gymnasium Adolfinum den Versuch un-
ternommen, diese These zu überprüfen. In
einem Projekt4, bei dem unter anderem ei-
ne von den Studierenden entwickelte
Open Data-Plattform zu Visualisierung
von Wahldaten im Unterricht zum Einsatz
kam, hat sich in der Tat gezeigt, dass offe-
ne Daten ganz im Sinne von Open Educa-
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1 https://www.govdata.de
2 http://offenedaten.moers.de 
3 Fraunhofer Fokus: Open Data Köln. Studie zur Entwicklung
einer Open-Data-Strategie für Köln im Auftrag der Stadt
Köln, E-Government und Online-Dienste, 2012, S. 8 (Downlo-
ad unter http://www.offenedaten-koeln.de/ )
4 Infos unter http://wikis.zum.de/wikifinum/Open-Data 
.
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tional Resources (OER) den Unterricht be-
reichern können. Hierin steckt ein großes
Potenzial, das in den kommenden Jahren
gehoben werden muss.
Dies alles sieht auf den ersten Blick etwas
enttäuschend aus. Bei näherer Betrach-
tung könnte eine solche Enttäuschung je-
doch eher aus einer falschen Erwartungs-
haltung resultieren als aus einer nüchter-
nen Analyse der Lage. Schließlich steht
Deutschland noch am Anfang einer Ent-
wicklung. Dies gilt nicht nur für die Ver-
waltung als Datenbereitsteller, sondern
auch für die Zielgruppen offener Verwal-
tungsdaten. Auch Unternehmen, Wissen-
schaftler/innen und Bildungsakteur/innen
müssen erst einmal erkennen, dass sich in
den Open Data-Portalen der Republik „di-
gitales Gold“5 verbirgt, das gefördert wer-
den kann und darf.

Datenenthusiasten gefragt Dabei ist
das, was man im engeren Sinne als Com-
munity bezeichnen könnte, viel näher am
Puls der Zeit. Hier geht es um Datenenthu-
siasten, die einzeln oder in lockeren Zu-
sammenschlüssen mit Daten arbeiten, die
Ideen und innovative Konzepte entwickeln
sowie spannende Anwendungen umset-
zen. Hierzu zählen im weiteren Sinne auch
Datenjournalist(inn)en, die hinter den Da-
ten Storys erkennen und in Online- sowie
Printmedien etwa mithilfe von Datenvi-
sualisierung komplexe Sachverhalte sicht-
bar machen und leicht verständlich ver-
mitteln.
Gerade die kommunalen Daten sind für die
- zumeist ehrenamtlich agierenden - so ge-
nannten Coder von großem Interesse. Denn
mit diesen lassen sich manche alltäglichen
Probleme in der Kommune auf neuem We-
ge lösen. Dabei mag es um freie Kita-Plät-
ze, verspätete Busse oder verständlichere
Ratsinformationssysteme gehen. In vielen
Fällen stand ein persönliches Problem oder
ein persönliches Interesse am Anfang einer
innovativen Lösung auf Basis offener Da-
ten.
Nun ließe der erste große Aufschrei im Um-
feld der GovData-Initiative vermuten, dass
es in Deutschland zahlreiche Menschen ge-
be, die sich für Open Data stark machen
und Daten auch tatsächlich nutzen möch-
ten. In den zurückliegenden beiden Jahren
ist aber deutlich geworden, dass die Anzahl
derjenigen, die mit maschinenlesbaren Da-
ten in zum Teil kryptischen Formaten um-
gehen können und wollen, noch vergleichs-
weise klein ist, aber größer wird.

Community Building Was bedeutet das
für die Kommunen und den weiteren Weg
der Öffnung? Open Data ist nur dann sinn-
voll, wenn Nutzen daraus entsteht. Hierbei
spielt die Community eine wichtige Rolle.
Rasch haben sich nach dem Start des Moer-
ser Portals erste Kontakte zu Entwickler(in-
ne)n ergeben. Interessanterweise kamen
diese nicht aus Moers, sondern aus Berlin,
Köln, Bochum oder Aachen. 
Dies zeigt einerseits, dass die Nutzung offe-
ner Daten nicht zwingend an einen be-
stimmten Ort gebunden ist. Andererseits
kommt rasch die Frage auf, wie es um eine
lokale oder regionale Community bestellt
ist. Hier kann man in einer Stadt der Grö-
ßenordnung von Moers nur neidisch nach
Köln, Hamburg oder Berlin schielen, zumal
Moers kein Hochschulstandort ist und sich
daher keine universitätsnahe Entwickler/
innenszene wie beispielsweise in Ulm bil-
den kann.
Moers hat daher von Anfang an den inten-
siven Dialog über Twitter6 gesucht und ge-
funden. Dies ist der Ort im Netz, an dem sich
praktisch die ganze Coder-Szene Deutsch-
land virtuell versammelt. Darüber hinaus
gab es punktuell Begegnungen mit Interes-
sierten und Datenenthusiasten am Rande
von Veranstaltungen. 

Hackday Niederrhein Trotz aller Kom-
munikationsbemühungen gab es auch
nach rund zwei Jahren Kontakte nur zu eini-
gen Interessierten in Moers und der Region.
Das sollte sich durch den 1. Hackday Nieder-
rhein7 am 21. und 22. März 2015 ändern. Ziel
der gemeinsam mit der Bertelsmann Stif-
tung durchgeführten Veranstaltung war es,
herauszufinden, ob es eine Coder-Szene in
Moers und Umgebung überhaupt gibt. 
Zusätzlich sollte - entsprechende Interes-

sierte vorausgesetzt - nach dem Vorbild des
Code for Germany-Projektes der Open
Knowledge Foundation Deutschland
(OKFN) - ein regionales „Code for Nieder-
rhein Lab“ angestoßen werden. Die OKFN
hat es mit ihrer Initiative geschafft, über
ganz Deutschland verteilt lokale Entwick-
ler/innengruppen zu etablieren und somit
erheblich zur Stärkung der Community bei-
zutragen sowie den Austausch von Ideen
und Anwendungen zu fördern.
Völlig überraschend haben sich rund 60 Per-
sonen zum Hackday angemeldet, die größ-
tenteils aus Moers gekommen oder aus der
Region angereist sind, um an zwei Tagen im
Moerser Rathaus unter anderem mit offe-
nen Daten der Stadt zu arbeiten. Allein das
war schon ein Riesenerfolg. Zudem haben
sich etwa 15 Interessierte verabredet, das
Code for Niederrhein Lab zu gründen, um
sich regelmäßig über Open Data auszutau-
schen und gemeinsame Entwicklungen vo-
ranzutreiben. 
Während des Hackdays wurde bereits an
spannenden Lösungen gearbeitet - etwa an
einer Visualisierung von Daten aus mobilen
Verkehrsmessungen oder von Haushaltsda-
ten. Mit einer lockeren Institutionalisierung
der regionalen Community besteht nun die
Chance auch für andere Kommunen am
Niederrhein, den Dialog über die Nutzung
offener Daten intensiv und dauerhaft zu
führen. Denn die Frage, ob es am Nieder-
rhein überhaupt „Hacker“ gibt, hat der
Hackday in Moers eindeutig mit „Ja“ beant-
wortet. ●

5 So ein Titel der Open Data-Studie der Technologiestiftung
Berlin (https://www.technologiestiftung-berlin.de/de/pres-
se/open-data-studie ) 
6 https://twitter.com/OpenDataMoers 
7 http://hackday.moers.de . Der Hackday Niederrhein soll
auch in den kommenden Jahren stattfinden.

 
 

 

◀ Moderne
Perspektive in
idyllischem
Ambiente: der
erste Hackday
Niederrhein
in Moers 
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489. Nachlieferung, Januar 2015, 74,90 Euro
Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) Liefe-
rung enthält:
C 18 NW - Verordnung über Beihilfen in Geburts-,
Krankheits-, Pflege- und Todesfällen (Beihilfen-
verordnung - BVO)
Begründet von Theo Kusemann, Ministerialrat,
fortgeführt von Eberhard Pilz, Dipl.-Verwal-
tungsbetriebswirt, weiter fortgeführt von Mi-
chael Mosbach, Dipl.-Verwaltungswirt, Sachge-
bietsleiter/ Landesamtsrat bei den Rheinischen
Versorgungskassen in Köln.
Der Beitrag wurde mit Aktualisierungen wieder
in die PRAXIS aufgenommen.
E 4 a NW - Kommunalabgabengesetz für das
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW)
Von Claus Hamacher, M. Jur. Beigeordneter für
Finanzen beim Städte- und Gemeindebund
Nordrhein-Westfalen, Edgar Lenz, Verwaltungs-
fachwirt, betrieblicher Fachwirt, Komm. Dipl.
Stabsstelle Rechtsberatung der Stadt Monheim
am Rhein, Dr. jur. Matthias Menzel, Hauptrefe-
rent beim Städte- und Gemeindebund Nord-
rhein-Westfalen, Dr. jur. Peter Queitsch, Haupt-
referent für Umweltrecht beim Städte- und Ge-
meindebund Nordrhein-Westfalen, Kaufmänni-
scher Geschäftsführer der Kommunal Agentur
NRW GmbH, Dr. iur. Jörg Rohde, Richter am Ober-
verwaltungsgericht für das Land Nordrhein-
Westfalen, Ass. jur. Michael Rudersdorf, Städt.
Rechtsrat der Stadt Leverkusen, Dipl. Verwal-
tungswirt (FH), Dr. jur. M.A. Otmar Schneider,
Richter am Oberverwaltungsgericht für das
Land Nordrhein-Westfalen, Frank Stein, Ass. jur.,
Beigeordneter der Stadt Leverkusen, Roland
Thomas und Ass. jur. Hauptreferent für Wirt-
schaft und Verkehr beim Städte und Gemeinde-
bund Nordrhein-Westfalen.
Mit dieser Lieferung wurde die aktuelle Recht-
sprechung zu den §§ 6 (Benutzungsgebühren)
und 8 (Beiträge) eingefügt.

J 8 - Das Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz
Begründet von Regierungspräsident Heinz
Grunwald und Ministerialdirigent Dr. Bernd
Witzmann, fortgeführt von Ministerialrat Her-
bert Feulner.
Das Wohngeldgesetz und die Wohngeldverord-
nung wurden aktualisiert.

490. Nachlieferung, Februar 2015, 74,90 Euro
B 1 NW - Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW)
Von Ministerialdirigent a. D. Friedrich Wilhelm
Held, Ltd. Ministerialrat a. D. Ernst Becker, Beige-
ordneter Dr. Heinrich Decker, Referent beim
Landkreistag Nordrhein-Westfalen Dr. Markus
Faber, Rechtsanwalt und Oberstadtdirektor a. D.
Roland Kirchhof, Beigeordneter und Stadtkäm-
merer Lars Martin Klieve, Beigeordneter Dr.
Franz Krämer, Ministerialrat a. D. Detlev Plück-
hahn, Stellvertreter des Präsidenten der Ge-
meindeprüfungsanstalt NRW a. D. Jörg Senne-
wald, Rechtsanwalt, Oberkreisdirektor und
Landrat a. D. Dr. Rudolf Wansleben, Ministerial-
dirigent Johannes Winkel und Ltd. Regierungsdi-
rektor Udo Kotzea.
Der Gesetzestext wurde aktualisiert. Überarbei-
tet wurde die Kommentierung der §§ 3, 4, 7, 27,
36, 39, 45-48, 52, 62, 66, 71, 76, 77, 80, 91, 93, 96,
107, 107 a 119 und 124 GO. Die Texte im Anhang
wurden auf den aktuellen Stand gebracht.
E 8 - Besteuerung der öffentlichen Hand 
Von Bernd Leippe, Dipl.-Finw., Ltd. Städt. Verwal-
tungsdirektor a. D., Essen.
Der Beitrag gibt einen Überblick über die Steuer-
pflicht der Kommunen, sofern sie wirtschaftlich
tätig sind und somit der Besteuerung unterliegen.

491. Nachlieferung, Februar 2015, 74,90 Euro
A 16 NW - Gesetz über die Freiheit des Zugangs
zu Informationen für das Land Nordrhein-West-
falen, (Informationsfreiheitsgesetz Nordrhein-
Westfalen - IFG NRW)
Von Günter Haurand, Regierungsdirektor, Su-
sanne Möhring, Kreisverwaltungsdirektorin und
Dr. Frank Stollmann, Leitender Ministerialrat.
Der Beitrag wurde überarbeitet, die aktuelle
Rechtsprechung wurde berücksichtigt.
B 2 NW - Kreisordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (KrO NRW)
Von Rechtsanwalt und Oberstadtdirektor a. D.
Dr. Roland Kirchhof, Rechtsanwalt, Oberkreisdi-
rektor und Landrat a. D. Dr. Rudolf Wansleben,
Ltd. Ministerialrat a. D. Ernst Becker, Ministerial-
rat a. D. Detlev Plückhahn, Beigeordneter und
Stadtkämmerer Lars Martin Klieve, Ministerial-
dirigent Johannes Winkel, Referent beim Land-
kreistag Nordrhein-Westfalen Dr. Markus Faber
und Erstem Beigeordneten beim Landkreistag
Nordrhein-Westfalen Dr. Marco Kuhn.

Der Gesetzestext wurde aktualisiert. Die Kom-
mentierung der §§ 5, 29, 30-33, 37, 42, 44, 47, 55
und 56 wurde auf den aktuellen Stand gebracht.
K 5 a NW - Abfallgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landesabfallgesetz - LAbfG)
Von Prof. Dr. Alexander Schink, Rechtsanwalt,
Staatssekretär im Ministerium für Umwelt und
Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz des Landes Nordrhein-Westfalen a. D., Dr.
Peter Queitsch, Hauptreferent, Nordrhein-West-
fälischer Städte- und Gemeindebund und Frie-
derike Scholz, Referentin, Landkreistag Nord-
rhein-Westfalen.
Die Kommentierungen zu den §§ 3 (Abfallbera-
tung; Information der Bevölkerung), 5 (Öffent-
lich-rechtliche Entsorgungsträger), 5 a (Kommu-
nales Abfallwirtschaftskonzept), 5 c (Abfallbi-
lanzen), 9 (Satzung) und 16-18 (Abfallwirt-
schaftsplan) wurden umfassend überarbeitet
bzw. neu gefasst, wobei vor allem das KrWG des
Bundes berücksichtigt wurde.

492. Nachlieferung, März 2015, 74,90 Euro
B 9 a NW - Gemeindehaushaltsrecht Nordrhein-
Westfalen, Sandra Rettler, Dipl.-Verwaltungsbe-
triebswirtin (FH), Dipl.-Kauffrau, Lutz Kummer,
Dipl.-Verwaltungswirt (FH), Dipl.-Betriebswirt
(FH), Sandra Kowalewski, Dipl.-Verwaltungswirtin
(FH), Dipl.-Betriebswirtin (FH), Silke Ehrbar-Wul-
fen, Dipl.-Verwaltungswirtin (FH), Dipl.-Betriebs-
wirtin (FH),Sandra Heß, Verwaltungsfachwirtin,
Komm.-Dipl. (VWA), Bettina Brennenstuhl, Dipl.-
Verwaltungsbetriebswirtin (FH), Dipl.-Kauffrau
(FH), MPA, Uwe Siemonsmeier, Stadtkämmerer
der Stadt Menden, Michael Rothermel, Dezernent
Finanzmanagement der Ruhr-Universität Bo-
chum, Lars Martin Klieve, Stadtkämmerer und Ge-
schäftsbereichsvorstand Finanzen der Stadt Essen
und Jörg Sennewald, Stellvertreter des Präsiden-
ten der Gemeindeprüfungsanstalt NRW a. D.
Die Kommentierungen zu den §§ 33 (Wertansät-
ze für Vermögensgegenstände), 35 (Abschreibun-
gen), 43 (Weitere Vorschriften zu einzelnen Bi-
lanzposten), 51 (Gesamtlagebericht, Gesamtan-
hang) und 54 GemHVO NRW (Ermittlung der
Wertansätze) wurden überarbeitet. Die aktuel-
len Kommentierungen zu den §§ 75, 76, 77, 79, 80,
85, 89. 90, 91, 92, 93, 94, 95, 96 und 100 GO NRW
wurden aus dem Werk „Kommunalverfassungs-
recht Nordrhein-Westfalen“ übernommen.
C 22 NW - Gesetzliche Bestimmungen über die
Versorgungskassen in Nordrhein-Westfalen und
deren Satzungsrecht, von Vera-Ute Drebert,
Stellv. Direktorin beim Kommunalen Dienstleis-
tungszentrum Personal und Versorgung in
Wiesbaden.
Mit dieser Lieferung wurde die Einführung er-
gänzt und die abgedruckten Texte auf den aktu-
ellen Stand gebracht.
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H 5 - Die Sozialversicherung, von Werner Ger-
lach, Vorstandsvorsitzender i. R.
Die Kommentierung zum SGB V wurde entspre-
chend den letzten Gesetzesänderungen überar-
beitet.

493. Nachlieferung, April 2015, 74,90 Euro
E 1 NW - Der kommunale Finanzausgleich in
Nordrhein-Westfalen
Begründet von Dieter Bataille, Dipl. Verwal-
tungswirt, Oberamtsrat fortgeführt von Andrea
Geisler (geb. Ruß), Dipl. Verwaltungswirtin,
Amtsrätin, Ministerium für Inneres und Kom-
munales des Landes Nordrhein-Westfalen.
Mit dieser Überarbeitung werden die Daten für
den Ausgleich 2015 angepasst.
L 13 - Die Aufgaben der unteren und örtlichen
Straßenverkehrsbehörden
Von Oberregierungsrat Johann Kralik, Bay.
Staatsministerium des Innern.
Die Darstellung und die Anhänge wurden kom-
plett aktualisiert.
494. Nachlieferung, April 2015, 74,90 Euro
D 1 d NW - Eigenbetriebsverordnung Nordrhein-
Westfalen
Von Rechtsanwalt Jürgen Müller, Wuppertal;
Stadtdirektor und Stadtkämmerer a. D.
Die Überarbeitung des Beitrags enthält zahlrei-
che aktuelle Rechtsprechung sowie neue Litera-
turhinweise.
J 6 b - Berufsbildungsgesetz (BBiG)
Von Prof. Dr. iur. habil. Jens M. Schubert, Leiter
des Bereichs Recht und Rechtspolitik der Bun-
desverwaltung der Gewerkschaft ver.di sowie
apl. Professor für Arbeitsrecht und Europäisches
Recht, Leuphana Universität Lüneburg, und Prof.
Dr. rer. publ. Torsten Schaumberg, Professor für
Sozialrecht, Fachhochschule Nordhausen. 
Mit dieser Lieferung wird die Kommentierung
auf den aktuellen Rechtsstand gebracht; neu
eingefügt und kommentiert wurden die §§ 31 a
und 50 a BBiG. Weiterhin wurde neue Rechtspre-
chung eingepflegt und auch die Literaturhin-
weise wurden aktualisiert und ergänzt.
K 2 a NW - Rechts- und Verwaltungsvorschriften
zum allgemeinen Gewerberecht in Nordrhein-
Westfalen, von Günter Haurand, Regierungsdi-
rektor, und Dozent für Polizei- und Verwaltungs-
recht an der Fachhochschule für öffentliche Ver-
waltung NRW, Studienort Bielefeld.
Mit dieser Überarbeitung wurde der Beitrag über-
arbeitet und reduziert auf die wesentlichen Vor-
schriften zum Gewerberecht in NRW wie Zustän-
digkeiten und Regelungen im Gewerbe- und Gast-
stättenrecht, Verwaltungsgebühren für Amtshand-
lungen auf dem Gebiet des Gewerberechts, (Mus-
ter-)Verwaltungsvorschriften zum Gewerberecht.

Az: I/2

Europabroschüre der
Stadt Gütersloh
Dass Europa mehr ist als ein abstraktes Ge-
bilde, zeigt die Stadt Gütersloh. In der neu-
en Broschüre „Europa liegt nebenan“, wel-
che die städtische Öffentlichkeitsarbeit in
Zusammenarbeit mit dem Stadtmagazin
Guetsel.de erstellt hat, finden sich auf mehr
als 80 Seiten Geschichten von Gütersloher/
innen in Europa und Europäer/innen in Gü-
tersloh. Berichtet wird etwa über spanische
Jugendliche, die in Gütersloh eine Ausbil-
dung zum Altenpfleger absolvieren, Güters-
loher Gärten, die europäische Qualitätskri-
terien erfüllen, oder Europaschulen, die be-
reits den Jüngsten das internationale Leben
und Denken nahebringen. Die Broschüre
kann im Internet unter www.guetersloh.de
und  www.guetsel.de heruntergeladen wer-
den.

Anerkennung für 
Klimaschutzsiedlung
Die Klimaschutzsiedlung „Östliche Ems-
terrassen“ in der Stadt Greven ist für den
europäischen Wärmepumpenpreis „Euro-
pean Heat Pump City of The Year Award“
nominiert worden. Die Klimaschutzsied-
lung besteht aus vier Mehrfamilienhäu-
sern mit 58 Mietwohnungen. Durch ho-
hen Dämmstandard und eine richtung-
weisende Wärmepumpenanlage in Kom-
bination mit Photovoltaik sowie Wärme-
rückgewinnung sind die Energiekosten
besonders niedrig. Zudem wird jährlich
der Ausstoß von rund 74 Tonnen Kohlendi-
oxid vermieden. Für den europäischen
Wärmepumpenpreis sind neben der Gre-
vener Klimaschutzsiedlung weitere Vor-
zeigeprojekte aus Antwerpen in Belgien,
Drammen und Oslo in Norwegen, Göte-
borg in Schweden, Hollola in Finnland,
Olot in Spanien und Rotterdam in den Nie-
derlanden nominiert.

Deutsche auf 
EU-Spitzenposten 
Deutsche besetzen die meisten Spitzenpos-
ten in EU-Institutionen. Wie das Brüsseler
Denkinstitut Bruegel mitteilte, kommt
Deutschland inzwischen auf 23 Vertreter/
innen an zentralen Schaltstellen in der Euro-

päischen Kommission und im Europäischen
Parlament. 1999 waren es noch 16 gewesen.
Auf Deutschland folgen Großbritannien mit
17, Italien mit 14, Spanien mit 13 und Frank-
reich mit zwölf Vertreter/innen. Bruegel un-
tersuchte die Besetzung der Kabinettschef-
Posten der EU–Kommissare und ihre Stell-
vertreter/innen, die Ge-
neraldirektionen und ihre
Stellvertretung in der
Kommission, die Leitung
der Ausschüsse im Euro-
päischen Parlament, die
Generaldirektionen im
Parlament sowie die Frak-
tionsvorsitze.

Präsentation
des 
Europäischen
Wettbewerbs
Im Rahmen des diesjährigen Europäischen
Wettbewerbs haben sich fast 80.000 Schü-
ler/innen in Deutschland künstlerisch mit
Themen wie Flüchtlingspolitik, Nachhaltig-
keit, Armut, Wasser und Bildung auseinan-
dergesetzt sowie ihre Visionen und Ideen in
Bildern, Videos und Texten festgehalten.
Unter dem Titel „Uns gehört die Zukunft -
also hört uns zu!“ sind die Arbeiten in einer
Ausstellung in Berlin zu sehen. Zudem gibt
es eine mobile Präsentation, die in ganz
Deutschland gezeigt wird. Ergänzt wird die
Ausstellung durch einen Kurzfilm, in dem
Hintergründe und Ziele des Europäischen
Jahres für Entwicklung sowie der Beitrag
der Schüler/innen erläutert werden. Nähe-
re Informationen im Internet unter
www.europaeischer-wettbewerb.de/ .

Programm „Europa 
für Bürgerinnen und
Bürger“
Das EU-Programm „Europa für Bürgerin-
nen und Bürger“ unterstützt Kommunen,
Vereine, Verbände, Bildungseinrichtun-
gen, Forschungsinstitute, Stiftungen, Ge-
werkschaften und andere Organisatio-
nen, deren Projekte zur Förderung des eu-
ropäischen Geschichtsbewusstseins und
einer aktiven europäischen Bürgerschaft
beitragen. Kommunalpartnerschaften
werden im Programmbereich „Demokrati-
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sches Engagement und Partizipation“ un-
terstützt. Die Antragsfrist endet am 1. Sep-
tember 2015 für Begegnungsprojekte, die
zwischen dem 1. Januar 2016 und dem 30.
September 2016 anlaufen, sowie für Ver-
netzungsprojekte von Partnerkommunen,
die zwischen dem 1. Januar 2016 und dem
30. Juni 2016 starten. Informationen im In-
ternet unter  www.kontaktstelle-efbb.de/ .

Video-Wettbewerb 
zur Entwicklungs-
Zusammenarbeit 
Die EU-Präsidentschaften Lettlands und
Luxemburgs laden gemeinsam mit der Eu-
ropäischen Kommission zur Teilnahme an
der vierten Ausgabe des Video-Wettbe-
werbs „Shining Stars of Europe“ ein. Unter
dem Motto „Unsere Welt, unsere Würde,
unsere Zukunft“ können kurze Videos von
maximal zweieinhalb Minuten zum The-
ma Entwicklungszusammenarbeit einge-
reicht werden, wobei die Sprache frei
wählbar ist. Die Teilnahme ist für alle Per-
sonen offen, ohne Altersbegrenzung und
in allen Ländern der Welt. Die drei Gewin-
ner/innen erhalten jeweils 1.000 Euro und
eine Einladung zum Abschluss des Euro-
päischen Jahres für Entwicklung am 9. De-
zember 2015 in Luxemburg. Einsende-
schluss ist der 31. August 2015. Informatio-
nen im Internet unter   
www.shiningstarsofeurope.eu/ .

Europäische Freiwilligen-
Hauptstadt
Das Europäische Freiwilligenzentrum „Eu-
ropean Volunteer Centre” als größtes Netz-
werk zur Förderung freiwilligen Engage-
ments in Europa sucht die Europäische
Freiwilligenhauptstadt für die Jahre 2016
und 2017. Bewerben können sich Städte
und Gemeinden in Europa, die in besonde-
rer Weise Freiwilligenarbeit und Infra-
struktureinrichtungen wie Freiwilligen-
Agenturen fördern oder die eine eigene En-
gagement-Strategie verabschiedet haben.
Die Gewinnerkommune wird am 5. De-
zember 2015, dem internationalen Tag des
ehrenamtlichen Engagements, bekannt-
gegeben. Einsendeschluss ist der 21. Sep-
tember 2015. Informationen im Internet
unter www.cev.be .

Stärkungspaktgesetz
2011 und 2012
verfassungskonform 

Der Verteilungsmaßstab für Konsolidierungshil-
fen nach dem Stärkungspaktgesetz an pflichtig
teilnehmende Gemeinden ist für die Jahre 2011
und 2012 verfassungsrechtlich nicht zu beanstan-
den, weil der Gesetzgeber in dringlicher Lage un-
ter Heranziehung finanzwissenschaftlichen Sach-
verstandes auf Basis der bestmöglich verfügba-
ren Datenlage entschieden hat.

VerfGH NRW, Urteil vom 19. Mai 2015
- Az.: VerfGH 24/12 -

Nach dem Stärkungspaktgesetz stellt das
Land Nordrhein-Westfalen in den Jahren 2011
bis 2020 Gemeinden in einer besonders
schwierigen Haushaltssituation, die zur Teil-
nahme am Stärkungspakt Stadtfinanzen ver-
pflichtet sind, Konsolidierungshilfen zur Ver-
fügung. Die pflichtig teilnehmende Be-
schwerdeführerin rügt eine Verletzung des in-
terkommunalen Gleichbehandlungsgebots
durch eine fehlerhafte Verteilung dieser Hil-
fen in den Jahren 2011 und 2012 auf der Grund-
lage statistischer Haushaltsdaten der Kom-
munen, die sich nach Verabschiedung des Ge-
setzes als fehlerhaft erwiesen haben. 
Nach Überprüfung der statistischen Daten,
die zur Berechnung der so genannten struktu-
rellen Lücken herangezogen worden waren,
bedurfte es bei 25 von 34 pflichtig teilneh-
menden Gemeinden einer Korrektur der Kon-
solidierungshilfe um mehr als 10 %. Der Be-
schwerdeführerin hätten im Jahr 2012 neben
der gesetzlichen Konsolidierungshilfe von
784.777,68 Euro weitere Mittel in Höhe von
zusätzlich 2.891.989,66 Euro zugestanden.
Nach der Korrektur der Daten hat der Gesetz-
geber die Mittelverteilung für die Zeit ab 2013
in einem Änderungsgesetz angepasst.
Nach Auffassung des Verfassungsgerichts-
hofs verstieß die Mittelverteilung des Stär-
kungspaktgesetzes in der Fassung bis zum In-
krafttreten des Änderungsgesetzes vom 16.
Juli 2013 für die Jahre 2011 und 2012 nicht ge-
gen das interkommunale Gleichbehand-
lungsgebot. Zwar liege eine objektive Un-
gleichbehandlung der Beschwerdeführerin
gegenüber anderen Kommunen mit struktu-
rellem Haushaltsdefizit vor. Diese sei jedoch
gerechtfertigt, weil der Gesetzgeber in dring-
licher Lage unter Heranziehung finanzwis-
senschaftlichen Sachverstandes auf Basis der
bestmöglich verfügbaren Datenlage ent-

schieden habe. Schnelles
Handeln sei bei Verabschie-
dung des Gesetzes Ende 2011
besonders deshalb notwen-
dig gewesen, weil die Kredit-
würdigkeit notleidender
Kommunen in Frage gestellt
und deshalb befürchtet
worden sei, diese könnten
auf dem Finanzmarkt künf-
tig keine Kreditmittel mehr
erlangen oder nur noch solche mit erhebli-
chem Risikozinsaufschlag.

Nichtmandatsträger im
Sitzungssaal

Die Anwesenheit von Nichtmandatsträgern im
Sitzungssaal eines Rates steht in einem rege-
lungsbedürftigen Spannungsverhältnis zum in §
43 Abs. 1 GO NRW geregelten freien Mandat der
Ratsmitglieder. Im Grundsatz ist davon auszuge-
hen, dass sich gerade im unmittelbaren Sitzungs-
saalbereich mit Blick auf die Schutzbedürftigkeit
der freien Mandatsausübung außer den Ratsmit-
gliedern selbst nur noch die Mitglieder des Ver-
waltungsvorstandes aufhalten dürfen.

OVG NRW, Beschluss vom 20.11.2014
- Az.: 15 B 1356/14 -

Die Antragstellerin ist Einzelmandatsträgerin
im Stadtrat. Sie begehrte, dem Oberbürger-
meister der Stadt im Wege der einstweiligen
Anordnung aufzugeben, ihrem Mitarbeiter
während der nächsten Ratssitzung den Zu-
gang zum Ratssitzungssaal zu gestatten. Zur
Begründung berief sie sich auf eine im Rat ge-
übte Praxis, aufgrund derer Gruppen und
Fraktionen ihre Mitarbeiter in den unmittel-
baren Plenarbereich mitnehmen durften. Der
Antrag blieb vor dem VG ohne Erfolg. Die hier-
gegen gerichtete Beschwerde wies das OVG
zurück.
Die zulässige Beschwerde ist nicht begrün-
det. Die Antragstellerin hat einen Anord-
nungsanspruch nicht glaubhaft gemacht. Die
Anwesenheit von Nichtmandatsträgern im
Sitzungssaal steht in einem Spannungsver-
hältnis zum in § 43 Abs. 1 GO NRW geregelten
freien Mandat der Ratsmitglieder. Im Grund-
satz ist davon auszugehen, dass sich gerade
im unmittelbaren Sitzungssaalbereich mit
Blick auf die Schutzbedürftigkeit der freien
Mandatsausübung außer den Ratsmitglie-
dern selbst nur noch die Mitglieder des Ver-
waltungsvorstandes aufhalten dürfen.
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Allerdings sind im öffentlichen Interesse lie-
gende Ausnahmen von diesem Grundsatz
denkbar (vgl. insoweit etwa die Reglungen in
§ 3 Abs. 1 der Hausordnung des Deutschen
Bundestages oder in § 5 Abs. 1 der Hausord-
nung des Landtags Nordrhein-Westfalen). Sie
bedürfen aber mit Blick auf den Schutzgehalt
des § 43 Abs. 1 GO NRW einer eindeutigen Re-
gelung und rechtfertigen sich insbesondere
nicht allein aus einer geübten Praxis. Da hier
eine Regelung im vorbeschriebenen Sinne auf
der Grundlage der nur möglichen, aber ausrei-
chenden summarischen Prüfung nicht er-
kennbar ist, muss der Beschwerde der Erfolg
versagt blieben.

Stilllegung einer 
öffentlichen 
Entwässerungsstrecke

Die Stilllegung einer öffentlichen Entwässe-
rungsstrecke steht im weiten Organisationser-
messen der Gemeinde. Die Frage nach der Un-
zumutbarkeit von Anschlusskosten ist grund-
stücksbezogen zu beantworten. Dabei ist maß-
geblich darauf abzustellen, ob die Aufwendun-
gen für den herzustellenden Anschluss noch in
einem tragbaren Verhältnis zum Verkehrswert
des Grundstücks stehen.

OVG NRW, Beschluss vom 17.12.2014
- 15 A 982/14 -

Die Beteiligten stritten um die Rechtmäßig-
keit einer Verfügung der Beklagten, mit der
der Kläger verpflichtet wurde, den vorhande-
nen Anschluss seines Grundstücks an die öf-
fentliche Abwasseranlage zu ändern. Das
Wohnhaus des Klägers sowie andere Objek-
te an der A-Straße leiten derzeit das anfallen-
de Abwasser in einen öffentlichen Kanal, der
auf dem Grundstück „A-Straße 19“ beginnt,
sodann parallel zur Straße hinter und teilwei-
se unter den fraglichen Gebäuden bis zum
Grundstück „A-Straße 3“ verläuft, östlich die-
ses Grundstücks abknickt und über das
Grundstück „N-Weg 57“ einen Abwasserka-
nal im N-Weg erreicht. Zukünftig sollte der
Kläger sein Grundstück über den mittlerwei-
le auch vor seinem Grundstück verlegten öf-
fentlichen Abwasserkanal in der A-Straße
entwässern.
Die gegen diese Verfügung gerichtete Klage
wies das VG mit dem angegriffenen Urteil ab.
Die Entscheidung der Beklagten, den Kanal
auf dem Hintergelände der in Rede stehen-

den Grundstücke außer Betrieb zu nehmen
und dem Kläger aufzugeben, den Anschluss
an den Kanal in der Straße A-Straße herzustel-
len, sei rechtsfehlerfrei. Es stehe fest, dass für
das Grundstück des Klägers zwei öffentliche
Entwässerungsleitungen der Beklagten be-
stünden. Die Absicht der Beklagten, sich von
einer dieser Leitungen zu trennen und sie still-
zulegen, sei grundsätzlich nicht zu beanstan-
den. Nach der Entwässerungssatzung ent-
scheide die Beklagte, u. a. auch über die Besei-
tigung der öffentlichen Abwasseranlage.
Hierbei dürfe sie allerdings nicht willkürlich
vorgehen. Im vorliegenden Fall habe die Be-
klagte dargelegt, dass der Kanal auf dem Hin-
tergelände der betroffenen Grundstücke be-
trächtliche Schäden aufweise, sodass er sa-
niert werden müsse. Zwar dürfte auch der Ka-
nal im Straßenkörper der A-Straße mittler-
weile den Anforderungen, die an Abwasser-
leitungen zu stellen seien, nicht mehr in jeder
Hinsicht gerecht werden. Die Kammer habe
allerdings keine Zweifel an der Erkenntnis der
Beklagten, wonach eine Sanierung des rück-
wärtigen Kanals wesentlich dringlicher wäre
als Sanierungsarbeiten an dem deutlich jün-
geren Kanal im Straßenkörper.
Den gegen das Urteil des VG gerichteten An-
trag auf Zulassung der Berufung hat das OVG
zurückgewiesen. Die geltend gemachten
ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit des Ur-
teils liegen nicht vor. Die Berufung ist schließ-
lich auch nicht etwa deshalb zuzulassen, weil
sich der herzustellende (neue) Anschluss an
die Abwasseranlage in der A-Straße nach
Auffassung des Klägers als unverhältnismä-
ßig teuer erweist. Diesbezüglich führt der
Kläger aus: Es sei zu beachten, dass der Be-
klagten bei einer Tieferlegung des Kanals al-
lenfalls Mehrkosten in Höhe von 60.000
Euro entstanden wären. Diese Kosten stün-
den in keinem Verhältnis zu den Kosten, die
den insgesamt neun Anliegern für den not-
wendig werdenden Einbau von Abwasserhe-
beanlagen entstünden. Auch deshalb sei die
Entscheidung der Beklagten fehlerhaft. 
Dieser Einschätzung vermag sich der Senat
nicht anzuschließen. Die Frage nach der Zu-
mutbarkeit von Anschlusskosten sei nach
ständiger Rechtsprechung grundstücksbezo-
gen zu beantworten. Dabei sei maßgeblich
darauf abzustellen, ob die Aufwendungen
für den herzustellenden Anschluss noch in
einem tragbaren Verhältnis zum Verkehrs-
wert des Grundstücks stehen. Dass davon
ausgehend dem Kläger unzumutbar hohe
Kosten durch den vorzunehmenden An-
schluss entstehen, sei weder vorgetragen
noch sonst ersichtlich. ●
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